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Staatsregierung aufzufordern, 


Bierteljähriger Abonnementspr. in Brezlau 5 Mark, Wochen⸗Abonnem. 59 Pf., 
außerhalb pro Quartal incl. Porte 6 Mark 50 Pf. — Inſertiensgebühr für den 
Naum einer ſechstheiligen Petit⸗Zeile 20 Pf., Reclame 50 Df. 


N. 0. _Wittog-Ansgabe._ 


Breslauer 


Deutſchland. 


0. C. Landtags⸗Verhandlungen. 

17. 1 . Abgeordnetenhauſes (vom 22. Februar.) 

11 Uhr. Am Miniſtertiſch Graf zu Eulenburg und Dr. Friedenthal mit 
mehreren Commiſſarien. 

Von den Miniſtern für die 
gelegenheiten iſt ein Geſetzentwurf, 
anderſetzungsſachen, bei dem Präſidium eingegangen ; 
die Anzeige, daß das Strafverfahren gegen die Abgg. Ibach, Franſſen und 
Dr. v. end aufgehoben iſt; von dem Abg. Dr. Petri ein Geſetzent⸗ 
wurf, betreffend die Rechte der altkatholiſchen Kirchengemeinden am Kirchen⸗ 
vermögen. Der Abg. Lasker iſt durch ſeine Krankheit genöthigt aus der 
Budget⸗ und Propinzialordnungscommiſſton auszuſcheiden. 

achdem der Geſetzentwurf, betreffend die für die Berechnung der Trans⸗ 
ſeriptions⸗ und e e beim rheiniſchen Hypothekenweſen zu 
Grunde zu legenden Sprungſätze in erſter und zweiter Leſung angenommen 
iſt, wird die zweite Berathung des Etats des Miniſteriums des In⸗ 
nern fortgeſezt. h , 

Zu Cap. 96 (Polizei⸗Verwaltung in Berlin) beantragt Abg. Eberty, die 
1) die Uebertragung der Straßenbaupolizei⸗ 
verwaltung an die Commune der Stadt Berlin möglichſt zu beſchleunigen; 
2) die Reorganiſation des Nachtwachtdienſtes in der Art herbeizuführen, daß 
das Nachtwachtweſen mit der Schutzmannſchaft vereinigt wird. 

Abg. Eberty: Es iſt eine alte Forderung der Stadt Berlin, daß ihr 
als Eigenthümerin der Straßen auch die Verwaltung der Straßenbaupolizei 
übergeben werde. Der zweite Antrag iſt einfach eine logiſche Conſequenz: 
die Polizeiverwaltung iſt bei Tage eine königliche. fie muß es alſo auch zum 
Schutz der Sicherheit bei Nacht ſein. N 3 : f 

Geh. Rath v. Kehler; Es iſt von der Regierung im Einverſtändniſſe 
mit dem Magiſtrate beſchloſſen worden, die Uebertragung der Straßenbau⸗ 

olizei an die Stadtgemeinde gleichzeitig mit der Uebernahme der fiscaliſchen 

traßen⸗ und Brückenbaulaſt durch die Stadt gegen Gewährung einer ſtehen⸗ 
den Rente Seitens des Fiseus eintreten zu laſſen. Die Grundlage für die 
Berechnung der Ablöfung iſt im vorigen Jahre vereinbart worden, die cal: 
culatoriſchen Arbeiten haben aber noch nicht beendet werden können. Sie 
finden indeß bereits im diesjährigen Etat des Handelsminiſteriums bei dem 
Capitel des Brücken⸗ und Straßenbaues die Bemerkung, daß für den Fall, 
daß der Vertrag mit der Stadt Berlin ſchon jetzt zu Stande kommt, der 
Staat ermächtigt werden ſolle, die vereinbarte Rente an die Stadt zu zahlen. 
— Was den zweiten Antrag betrifft, ſo iſt anzuerkennen, daß gegenwärtig 
in Berlin das Inſtitut der Nachtwächter den Anforderungen und Verhält⸗ 
niſſen der Hauptſtadt nicht mehr entſpricht und daß die hier beantragte Re⸗ 
form ſich durchaus empfiehlt. Die Ausführung dieſer Maßregel iſt aber 
theuer. Bisher hat die hieſige Stadtgemeinde die Koſten des Nachtwacht⸗ 
dienſtes zu zahlen gehabt gemäß einer mit der Stadt abgeſchloſſenen Ueber- 
einkunſt dom Jahre 1837 und einer königlichen Verordnung dom September 
1838, welche beide nach dem Erkenntniß des Obertribunals vom Jahre 1870 
und vom Jahre 1872 noch jetzt vollkommen gültig ſind. Nach dieſem Ab: 
kommen hat die Stadt zu ſämmtlichen Koſten nur den Beitrag von 33,000 
Thaler jährlich zu zahlen. Nach einem von dem Ge en Polizei⸗Präſidium 
ausgearbeiteten Projecte würde die Uebergabe des Nachtwachtdienſtes an 
die Schutzmannſchaft circa 1,200,000 Mark jährlich koſten und die Stadt⸗ 
gemeinde hat ſich nicht bereit erklärt, dieſe Koſten zu übernehmen, während 
fie die Reform ſelbſt beantragt. Sie werden es hiernach erklarlich finden, 
wenn die Regierung nicht ohne Weiteres der Maßregel zuſtimmen kann. In 
dieſem Stadium befindet ſich die Angelegenheit gegenwärtig. Wenn das 
Haus den hier geſtellten Antrag annimmt, ſo wird es auch in Conſequenz 
dieſes Beſchluſſes die reg so der Mehrkoſten in den Etat acceptiren müſſen. 

Der erſte Antrag wird hierauf angenommen, der zweite, weil er eine 
Mehrforderung einſchließt, an die Budget⸗Commiſſion verwieſen. 0 

Zu Titel 10—15 deſſelben Capitels beantragt Wagner (Stargard) die 
Erwartung auszusprechen, daß die Staatsregierung die köni Raden Poli⸗ 

eiverwaltungen in Göttingen, Celle, Hanau, arburg und 
Fulda ſpäteſtens mit dem 1. Januar 1877 eingehen und an deren Stelle 
die ſtädtiſche Polizei treten laſſen werde. f 

Abg. Wagner (Stargard): Die bisherige Bezeichnung der Beſoldungen 
der Polizeiverwaltung in Göttingen als „künftig wegfallend“ iſt in dieſem 
Etat unterblieben, die Regierung bält alſo die Beibehaltung der königlichen 
eee in dieſen Städten auch fernerhin für erforderlich. Als 

ründe dafür wurde uns für Göttingen und Marburg die Univerſität und 
Garniſon, für Hanau und Fulda der Umſtand angeführt, daß ſich dort die 
Socialdemokraten feſtgeſetzt haben. Sind denn unſere Profeſſoren und unſere 
akademiſche Jugend fo unruhig, daß für fie eine königliche Polizeiverwaltung 
nothwendig wäre? Halle, Bonn, Greifswald, Kiel ſind doch auch Univerſitäts⸗ 
ſtädte, und doch iſt ihre Polizeiverwaltung eine ſtädtiſche. Die Garniſonen 
aber, die Vertreter der bewaffneten Macht, ſind doch dazu da, um im Noth⸗ 
falle die Polizei zu ſchützen, brauchen alſo den Schutz der Polſzei gewiß nicht. 
Die Socialdemokraten endlich ſind jetzt faſt in allen preußiſchen Städten zahl⸗ 
reich vertreten, und die Polizei wird ſie ſchwerlich beſeitigen, das vermag 
allein eine verbeſſerte Volksſchule, wie wir ie von unſerem Cultusminiſter 
erhoffen. Mein Antrag iſt nothwendig im Intereſſe der Selbſtverwaltung, 
die wir hier nicht zur Thür herauswerfen dürfen, nachdem wir ſie in den 
großen Reformgeſetzen adoptirt und unſeren Brüdern in Rheinland die Wohl: 
that der Kreis⸗ und Provinzialordnung verſchaffen zu wollen erklärt haben. 
Da ich indeſſen hoffe, daß eben dieſe Reformgeſetze recht bald in den Pro⸗ 
vinzen Hannover und Heſſen eingeführt werden, fo ziehe ich meinen Antrag 
hiermit wieder zurück. (Heiterkeit) 

Zu Tit. 19 (Bolizeibermaltung in Köln) bemerkt Abg. Franſſen: 
Der e Etat verlangt für drei neue n in Köln 
32475 M., zuſammen 7425 M., und für 24 neue Schutzmänner & 1080 M., 
ee 25,920 M., im Ganzen alſo 33,345 M. mehr. Als Motiv dieſer 

tehrforderung wird im Etat wörtlich Folgendes angeführt: „Nach mehr: 
fachen Wahrnehmungen ſind die — 6 —. — Kräfte in Köln gegenwärtig 
durchaus unzureichend und entſprechen nicht mehr den an dieſelbe zu ſtellenden 
Anforderungen. Die eee in Köln iſt auf 135,799 angewachſen. 
In Folge des geſteigerten öffentlichen Verkehrs, der freieren Bewegung in 
dielen Lebenskreiſen, der gegen den Staat und die bürgerliche Geſellſchaft 
gerichteten Agitation, endlich in Folge der zunehmenden erg den gegen die 
öffentliche Sicherheit find die Aufgaben der Polizeiverwaltung in Köln immer 
ſchwieriger geworden. Es erſcheint daher die beantragte Vermehrung unab⸗ 
weislich.“ Ich muß conitatiren, daß ich in meiner langjährigen Eigenſchaft 
als Geſchworener derartige Agitationen, von denen hier geſprochen wird, 
niemals kennen gelernt habe. Dagegen iſt die Anmaßung der Polizei in 


genen und die landwirthſchaftlichen An⸗ 
„betreffend das Koſtenweſen in Ausein⸗ 
von dem Juſtizminiſter 


Köln größer als in jeder anderen Stadt im deutſchen Reiche. Unſere Polizei⸗ 7 


Commiſſare ſind meiſtens aus der Klaſſe der Unteroffiziere hervorgegangen 
und dieſe Leute beſitzen keineswegs a Grad der Bildung, wie man 
von einem Beamten in ſo ſouveräner 

bei ihnen leider nicht ſagen: mit dem Amt kommt der Verſtand, ſondern 
vielmehr: mit dem Amt und der Würde kommt der Unperſtand und der 
Hochmuth. Den Grad der Bildung dieſer Polizei⸗Commiſſare kennzeichnet 
folgendes Beiſpiel: Ein Mann fiel vor einiger Zeit vor der Thüre eines 
Polizei⸗Commiſſars, der noch heute in ſbiner Stellung iſt, bewußtlos nieder, 
ob aus Trunkenheit oder in Folge eines Krankheitsanfalles war nicht feſt⸗ 
zustellen. Dieſer Mann liegt da; dem Commiſſar wird es mitgetheilt, e 

tritt heraus und mit dem Rufe: „Warte, du beſoffenes altes Schwein!“ 
ſchlägt er ihn mit einem ledernen Kantſchu über den Kopf. Darauf ließ er 
ihn wie ein Stück Vieh auf einen Wagen laden und nach dem Arreſtlocale 
ſchaffen. Am nächſten Morgen war der Mann eine Leiche. Eine Unter» 
ſuchung iſt nicht eingeleitet worden. 

Ein anderer dener Se verſuchte ein Paar Stromarbeiter, welche 
des Abends vor ſeiner Thür etwas laut fangen, gleichfalls mit dem Kantſchu 
= behandeln; er kam aber bei dieſen zufällig an die unrechte Adreſſe, ans 
tatt Prügel auszutheilen, empfing er ſolche und fo kräftig, daß er den Arm 
6 Monate lang in der Binde tragen mußte. Vielleicht ba er berichtet, es 
wäre dies in Folge des Culturkampfes geſchehen. (Heiterkeit) Ich wünſchte 


\ 


tellung erwarten müßte. Man kann V 


überhaupt, daß die Urtheile, die 1 dem Polizeigerichte in Köln gefällt Kinder von 6, 3 und 2 


werden, hier vor dem Lande mitgetheilt werden; ſie ſind wahrhaft ſtaunen⸗ 
erregend und nach meiner Ueberzeugung ein Hohn auf die Rechtſprechung 
ſowohl in Hinſicht auf die kappe Behandlung, als ganz beſonders in 
Bezug darauf, wie der Dienſteid dort gehandhabt wird. (Hört! im Centrum.) 
Wenn der Culturkampf bieran ſchuld ſein ſollte, fo hätten wir ein großes 
Recht uns zu rühmen, daß wir die Geſetze beſſer beobachten als die Polizei 
ſelbſt. Als das Erkenntniß auf Verhaftung unſeres Erzbiſchofes in der 
Stadt bekannt wurde und viele Mitglieder der Diöceſe ſich gedrungen fühl⸗ 
ten, ihrem Biſchof ihre Hochachtung zu bezeugen, da ſcheuten ſich die Polizei⸗ 
commiſſare nicht, das Hausrecht des Erzbiſchofs gröblichſt zu verletzen; ja als 
der Erzbiſchof arretirt wurde, da ſcheute ſich der betreffende Commiſſar nicht, 
an der Stelle, wo der Erzbiſchof den von Sr. Majeftät dem Kaiſer ihm ver⸗ 
liehenen rothen Adlerorden 1. Claſſe zu tragen pflegt, mit roher Hand ihn 
u ſtoßen. Ich möchte vorſchlagen, die bier beantragten 33,000 Mark nicht 
ür neue Polizeibeamte, ſondern zur Aufbeſſerung der Gehälter der vorhan⸗ 
denen Beamten in Köln zu verwenden. Ein Polizeicommiſſar bekommt in 
Köln ca. 2700 Mark = 900 Thlr. Gehalt. Nun koſtet allein eine anſtändige 
Mietbwohnung in Köln mehr als die Hälfte dieſes Gehaltes. Ich frage Sie, wie 
ſoll da ein ſolcher Beamter mit ſeiner Familie auskommen? Iſt er da nicht 
rein auf die Proſtitution angewieſen? (Große Heiterkeit.) Ja, meine Herren, 
ich könnte Ihnen ſchauderhafte Beiſpiele davon anführen. Ich kann Sie 
nur bitten, meinen Vorſchlag Ihrerſeits zu einem Antrage zu formuliren, da 
ein ſolcher, von uns ausgehend, hier wohl ſchwerlich Annahme finden würde. 
bg. Jung: Jeder, der in Köln wohnt, wird es mit Freuden begrüßt 
baben, daß in dieſem Etat der Anſatz für die Polizeiverwaltung Kölns er⸗ 
böht worden iſt; denn er hat es leider empfinden müſſen, wie ſehr die Stadt 
in polizeilicher Hinſicht vernachläſſigt iſt und wie unzulänglich die Mittel für 
dieſen Zweck bemeſſen ſind. Jedem, der die Stadt betritt, muß die Vernach⸗ 
läſſigung der wirklich noch auf einem primitiven Standpunkt ſtehenden Rein⸗ 
lichkeitspolizei auffallen, und man braucht nur einen Blick in die dortigen 
Zeitungen zu werfen, um die notoriſche Unſicherheit bei Nacht reichlich be⸗ 
ſtätigt zu ſehen. Ich war daher 1 verwundert, heute einen der Lobredner 
der Unordnung zu hören, der die Polizei, welche gegen ſie ankämpft, an⸗ 
greift, und zwar mit jenen unbegründeten Erzählungen, die am Ende überall 
diejenigen vorbringen, welche unter der Polizei mit Recht zu leiden hatten. 
(Sehr wahr! links.) Die Handhabung derſelben in Köln iſt aus bekannten 
aͤußeren Gründen ſehr ſchwierig; außerdem iſt die Erhöhung der Koſten jetzt 
mit Rückſicht auf den Culturkampf motivirt worden und das mit Recht. 
Köln iſt der Sitz des Erzbiſchofs, des erklärten Dieners des Papſtes, zu deſſen 
Partei er ſtets ſehr ſtreng gehalten hat und noch heute hält, des Papſtes, 
der die von der Majorität der Volksvertretung im Einverſtändniß mit der 
Regierung erlaſſenen Geſetze für nichtig erklärt. Der Erzbiſchof thut daher 
Alles, um die Bevölkerung dagegen aufzureizen und er wird folgerecht auch 
mit ſeinem Herrn, dem Papſt, wie dieſer es vor einigen Tagen gethan hat, 
erklären, daß durch gottloſe Gewalt die Rechte des Bürgers niedergetreten 
werden. Hat die Regierung nicht Recht in einer Stadt, in der ein joicher 
General des Unfriedens wohnt, auch die entſprechenden Polizeimaßregeln zu 
treffen? (Sehr richtig! links.) Dazu kommt, daß die von dem Vorredner jo 
lebhaft in Schuß genommene niedere Bevölkerung in Köln ſich durch beſon⸗ 
dere Verwahrlojung und Verwilderung auszeichnet. Es iſt dort unmöglich 
ein Haus gegen Verunreinigung, einen Platz, eine Anlage gegen Zerſtörung 
zu ſchützen. Dieſe Maſſe des niederen Volkes folgt den Geiſtlichen zur Wahl⸗ 
urne, vor der Geſtalten auftauchen, von denen ſich Niemand jemals hat 
träumen laſſen; ſie geht in die Kirchen, ſie iſt ja kirchlich und im Punkt der 
religiöfen Uebungen überaus gewiſſenhaft. Wenn ſich nur der Begriff der 
Kirchlichkeit mit dem der Moralität decken wollte! (Beifall links.) 
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Sechsundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Ednard Trewendt. 


eitun 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 


einmal, an den übrigen Taßen zweimal erſcheint. 


Dinstag, den 23. Februar 1875. 


— _____________| 


6 2 Jahren wurden aufgeſordert, fih auf dieſen Liſten 
a unterſchreiben. (Heiterkeit) Was aber das Beſte ift, man hat die Schutz 
ente ſogar zu Miſſionairen verwendet für den Altkatholicismus. (Heiterkeit.) 
Beſonders pikant iſt ein Fall, wo der betreffende Schutzmann ſich an einen 
Mann wandte, der urſprünglich Iſraelit, dann zur evangeliſchen und dann 
zur katholiſchen Kirche übergetreten war. (Heiterkeit) Dieſem ſtellte der 
Schutzmann vor, daß es für ihn doch ein Leichtes fein müſſe, jetzt zum Alt⸗ 
katholicismus überzugehen. (Große Heiterkeit.) — Was die Sittenpolizei on⸗ 
betrifft, fo bätte die Polizei in letzter Zeit vor Allem die Einführung der 
Tingeltangel⸗Kneipen in Köln verhindern ſollen, die viel Unfug ſchaffen und 
für die Kölner durchaus nicht nothwendig ſind. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Wenn der Abg. Beckerath das Verhalten 
der Fortſchrittspartei einer Kritit unterworfen hat, jo verſchmahe ich es, mich 
in eine Polemik mit ihm einzulaſſen und auch die rheiniſche Fortſchrittspartei 
wird ſich mit dem Gedanken begnügen, was der Herr Lon mir ſpricht, das 
acht ich nicht! (Heiterkeit, Beifall links.) 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Wenn die Fortſchrittspartei die Sache wirk⸗ 
lich fo gleichgültig aufnimmt, ſo ſollte fie doch ihre Stellung in den Rhein⸗ 
landen etwas genauer überlegen. Vom Abg. Jung hatte ich allerdings er⸗ 
wartet, daß er es nicht unterlafien würde, binnen 24 Stunden die Enchelica 
des Papſtes zur Sprache bringen, weil ich wußte, welchen Schmerz ſie ihm 
verurſachen würde, wenn er aber gegen den Erzbiſchof von Köln Vorwürfe 
daraus abgeleitet hat, ſo muß ich doch ſagen, ſie reichen nicht an die erhabene 
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Perſönlichkeit heran, die für ihre Ueberzeugung ſchon fo ſchwer gelten und 


gezeigt hat, wie man das Schwerſte mit Ruhe und Würde erträgt. Die 
Haltung des Volkes in Köln bei ſeiner Verhaftung war eine durchaus wür⸗ 
dige, man ſollte ſie hier nicht verdächtigen. Der Abg. Jung ſprach von der 
Ausführung der Geſetze, die von der Majorität des Volkes im Einverſtändniß 
mit der Regierung erlaſſen ſind. Das war wohl nur eine Reminiscenz des 
verehrten Herrn aus der Vergangenheit. Heute erläßt die Regierung die 
Geſetze im Einverſtändniß mit der Mehrheit der Kammern. Es gab aller⸗ 
dings eine Zeit, wo man noch beanſpruchte, daß das Volk den Geſetzen zu⸗ 
ſtimmte; beute, meine Herren, drängen Sie das Volk hinter ſich zurück. 
1 links.) Die Poſition wird für nothwendig erachtet, weil das 
olk in Köln den Geiſtlichen zur Wahlurne folgt, und es den Abg. Jung 
ſchmerzt, daß es nicht ihm und feinen Parteigenoſſen folgt. Aber wenn er 
ſagt, ſeine Kirchlichkeit decke ſich nicht mit feiner Moralität, ohne Beweiſe bei⸗ 
zubringen, ſo iſt das eine Beleidigung des Volkes, durch die man es wahrlich 
nicht gewinnen wird. ; 
Abg. Petri: Die Herren aus dem Centrum haben in der neueſten Zeit 


die Gewohnheit, bei jeder Gelegenheit den Streit in der katholiſchen Kirche 


in die Debatte zu ziehen; wenigſtens in die heutige Debatte iſt der Alts 
katholicismus nur an den Haaren herbeigezogen. (Sehr richtig.) bin 
natürlich nicht in der Lage, beurtheilen zu können, ob die Thatſachen, welche 
der Abg. Dr. Roeckerath vorgetragen, wahr ſind oder nicht. Vorläufig mache 
ich von meiner perſönlichen Freiheit Gebrauch und glaube fie nicht. Der 
Alikatholicismus wird jetzt ſo oft hier in die Discuſſion gezogen, daß es mir 
fait erſcheint, als ob die Herren aus dem Centrum vor der allkatholiſchen Ber 
wegung eine ganz gewaltige Angſt bekommen. (Sehr richtig! links. Heiter⸗ 
keit im Centrum.) - 

Abg. Windthorſt (Meppen): Weder vor dem letzten Redner noch für 
irgend einen ſeiner Genoſſen habe ich die geringſte Angſt. Uebrigens will 
ich nur noch eonſtatiren, wie erbaulich es iſt, den nationalliberalen Ab⸗ 
geordneten Jung und den fortſchrittlichen Abgeordneten Windthorſt (Biele⸗ 
feld) in fo rührender Eintracht für die Polizei eintreten zu ſehen. (Heiterkeit. ) 

Abg. Wehrenpfennig: Ich habe nicht gehört, daß der Ab „Jung dem 
Erzbiſchof von Köln perſönlich irgend wie zu nahe getreten iſt. Wenn in der 
Erläuterung zur Vermehrung der Polizei auf die Centrumspartei hingedeutet 
it jo iſt das ja ganz natürlich und in den Verhältniſſen begründet. Drohen 

ie uns doch nicht ſo viel mit Ihrer Macht, wir glauben ja nicht daran, 
und der Wille des Staates hat ſich Ihnen gegenüber immer noch durch⸗ 
gelebt: wenn auch zunächſt nur als ſtrafender Wille. Wenn der Abgeordnete 

deckerath die Centrumspartei inſofern von Polen, Dänen und Lothringern 
unterſchieden hat, daß ſie nicht das Daſein des Staates in Frage ſtelle, ſon⸗ 
dern nur gegen die Regierung opponire und einen Theil der Geſetze be⸗ 
ſtreite, ſo bat Niemand daran gedacht zu ſagen, daß die Rheinländer mit 
ihren Geſinnungen dem Auslande angehören. Was heißt denn aber: das 
Dasein des Staates in Frage ſtellen? Es beruht auf ſeiner Souveränetät, 
die ſich als Macht nach Außen oder als geſetzliche Ordnung nach Innen 
manifeſtirt. Wer einer auswärtigen Macht das Recht giebt, einen Theil der 
Staatsgeſetze zu caſſiren, oder ſich ſelbſt das Recht zuſchreibt, einen Theil der 
Geſetze nicht zu befolgen, der ſtellt das Daſein des Staates in Frage. So 
lange eine ſolche Richtung ſich noch zeigt, können wir nur die Regierung 
n die Kräfte zu verſtärken, die das Geſetz des Staates ſchützen 
ollen. 

Der Miniſter des Innern: Ich glaube, daß man alle eben gehörten 
Vorwürfe aus den Worten der Motive nur bei den Haaren herbeigezogen 
hat; es kam mir vor, als ob man über die Entſcheidungsgründe eines Uriheils 
discutire, über deſſen Tenor man einverſtanden ift; wenigſtens habe ich keine 
Stimme gehört, die der Mehrforderung widerſprochen hälte. Es handelt ji 
hier um eine größere Stadt und für die Vermehrung der Polizeikräfte wer⸗ 
den mehrere Gründe vorgebracht; zuerſt hat eine Vermehrung der . 
ſtaltgefunden und gewiſſe politiſche Agitationen liegen ja auch vor. Das iſt 
der Sinn der Aeußerung in den Motiven, die jedenfalls aus dem Berichte 
einer Regierung übernommen iſt. Jetzt kommt in Köln ein Schutzmann auf 
2000 Einwohner: während nach der Vermehrung ein Schutzmann auf 15.0 
Einwohner kommt; das iſt immer noch eine perhältnißmäßig große Zah 
Die Wünſche in Bezug auf die Erhöbung der Polizeibeamtengehälter, kann 
ich ja im Stillen nur theilen; aber man kann doch füglich nicht die Polizei⸗ 
beamten in Köln ausnahmsweiſe höher ſtellen, und zu einer oa der 
Polizeibeamtengehälter im Allgemeinen bat ſich die Regierung nicht eniſchließen 
können. Ich ſehe keinen eigentlichen Widerſpruch gegen die Position ſelbſt, 
und bitte Sie, dieſelbe zu bewilligen. Die Regierung iſt immer in der Lage, 
mehr Gewicht auf die Bewilligung der Poſttion, als auf die Gründe zu 
lege, (Heiterkeit. ) 

9. a f 
ründung näher anzuſehen, derartige Bemerkungen, wie ſie hier angeführt 
ind, erregen immer eine gewiſſe Mißſtimmung, weil ſie als einſeitige unbe⸗ 
gründete Anſchuldigungen erſcheinen. ee 

Abg. Röckerath: Wenn der Abg. Petri meine 1 Poe 
fo kann er ſich in öffentlichen Blättern und bei dem Polizei⸗ i 
Köln leicht von der Wahrheit derſelben überzeugen. Wenn ich es für nöthig 
gehalten habe, die Centrumspaxtei beſonders in den Rheinlanden dagegen 
zu vertheidigen, daß ſie das Daſein des Staats in Frage ſtelle, ſo mu 
auf eine Rede verweiſen, die vor wenigen Tagen 


bezweifelt, 


Zu Capitel 100 (Allgemeine Ausgaben im Intereſſe der Polizei) Titel 1 
izei 12 M. bemerkt 


7 


3 


Windthorſt (Meppen): Es iſt doch auch wünſchenswerth, die Be⸗ 


räſidium in 


ich 
t hier gehalten iſt, und in 
welcher ausdrücklich erklärt wurde, daß die katholiſche Partei in allen ihren 
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ſchiedenen Entſchluſſe aufraffen ſollte. Es wäre in der That Zeit, dieſen 
ebsſchaden zu beſeitigen. Wir haben Maßregeln gegen den Kolorado⸗Käfer, 
nfalls viel nothwendiger wäre ein 
Geſetz gegen die Reptile in der Preſſe (Heiterkeit), die das Denken der Nation 
älihen, das Denunciantenthum fördern und die Lüge an die Stelle der 
ahrheit ſetzen. Wenn man einem Theil der ſüddeutſchen Preſſe über ihren 
Ton und ihre Haltung Vorwürfe macht, ſo iſt doch das Verhalten der Rep⸗ 
tilienpreſſe noch viel mehr zu tadeln; eine ſolche Bodenloſigkeit des Tones 
und der Inſinuationen iſt noch nicht dageweſen. Wenn die a Fe 
Correſpondenz“ eine Perſon auf das ſchwerſte verleumdet, und wochenlang 
dieſe Verleumdungen nicht widerlegt, endlich an einer dunklen Stelle dies 
thut, ſo iſt das für ein Blatt, welches von der Regierung herausgegeben 
wird, recht ſtark. In der „Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung“ produciren 
alle dieſe Kräfte, die vom Reptilienfonds beſoldet werden, ihre höchſten Künſte. 
Die Reptilienpreſſe darf alles ungeſtraft drucken, da ſchreitet kein Staatsan⸗ 
walt ein, aber gegen die Blätter der Oppoſition fehlt es nicht an den klein⸗ 
lichſten a rer Maßregeln. In Weſtfalen wurde einigen Blättern ber: 
boten, ſich Kreisblätter zu nennen, ja ſie durften ſogar auf dem neuen Titel 
die Worte ehemaliges Kreisblatt nicht führen. Mir hat ein mit der Preſſe 
ſehr vertrauter Herr mitgetheilt, das Schlimmſte wäre, daß der Chefredacteur 
oder Verleger eines Blattes beim Engagement gar nicht wiſſe, ob der zu 
Engagirende nicht ein Reptil wäre; plotzlich entdecke man nach einiger Zeit, 
daß ein Reptil in der Redaction ſei. } 

Das Beſte wäre, das ganze Prehhuiarenregiment mit ſammt dem Ober: 

ſten zu demobiliſiren. Wenn man den Schaden weiter freſſen läßt, ſo ver⸗ 
mehrt ſich die Zahl der Reptilien, denn es iſt ja ein ganz einträgliches Ge⸗ 
ſchäft, jo einträglich, daß jetzt ſchon das Angebot De wird als die Nach: 
rage. Ich will mit den Worten aus einer philippiſchen Rede des Demo⸗ 
tbenes ſchließen. Nur ein Glück iſt dieſem Fürſten allein beſchieden, das 
Glück, daß er auf ſeinem Lebenswege Menſchen fand als Werkzeuge brauchbar 
in größerer Zahl und von größerer Schlechtigkeit, als er erwarten durfte. 

Miniſter des Innern: Der Vorredner greift das Vorgehen der Be⸗ 
hörden ſeiner Provinz an, daß ſie nicht duldeten, daß ultramontane Blätter 
den Titel Kreisblatt führen; ich halte das durchaus für correct. Es iſt un⸗ 
denkbar, daß ein Kreisblatt, welches durch ſeinen Titel den Stempel eines 
amtlichen Blattes erhält, einen Inhalt aufnehmen kann, der im ſchroffſten 
Widerſpruch ſteht mit den Maßregeln und den Beſtrebungen der Regierung; 
es kann auch nicht zugelaſſen werden, daß ein ſolches Blatt ſich ehemaliges 
Kreisblatt nennt, um den Schein dadurch zu wahren, daß ihm noch etmas 
Offizielles anhängt. Es beſteht übrigens ein gerichtliches Urtheil dafür, das 
vor einigen Jahren extrahirt worden iſt. enn Herr v. Schorlemer⸗Alſt 
Miniſter wäre, würde er in derſelben Weiſe darauf dringen, daß die Kreis⸗ 
blätter keinen Inhalt haben, der ſeiner Richtung widerſtrebt. Wenn er übri⸗ 
gens wünſcht, daß die Reptilienpreſſe demobiliſirt wird, ſo wünſche ich 
dieſen Zeitpunkt auch herbei; aber man macht nur dann demobil, wenn der 
Müden aufhört; wenn die Herren ſich alſo geben, werden wir demo⸗ 

ilifiren. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Ich kann der Regierung nur danken, daß 
ſie endlich dem Unweſen der Kreisblätter ein Ende gemacht, die dem Land⸗ 
Volke unter der offiziellen Firma die entſetzlichſten Verleumdungen über die 
\ Geſetzgebung des Staates verbreitet haben. Hier handelt 
es ſich übrigens nicht um den Reptilienfonds, ſondern um einen geheimen 
Fonds. Wir werden es immer beklagen, daß der Reptilienfonds beſteht und 
werden beſtrebt ſein, ihn aus der Welt zu ſchaffen. Nun aber, wer reine 

ände hat, ſollte ſich gegen den Reptilienfond ausſprechen; viel gefährlicher 
cheint mir der paͤpſtliche . der Papſt hat, wie Sie wohl 
wiſſen werden, zur Unterſtützung ultramontaner Zeitungen 180,000 Lire ge⸗ 
wählt, weil die Wirkungen bisher noch nicht den Erwartungen entſprochen 

ätten. Mir ſcheint nichts jo verderblich als eine Preſſe, die unter der Firma 

r n duc 8 und Recht und unter dem Deckmantel der Neligiöfität 
zu wirken ſucht. 

Abg. Windthorſt (Meppen): Der Vorredner behauptet, kein Freund 
der Reptilienpreſſe zu ſein und hat eben einen beredten Vortrag für dieſelbe 
gehalten. (Widerſpruch.) Wenn das keine Vertheidigung der Reptilienpreſſe 
war, dann möchte ich einmal eine hören. (Feiterkeit.) Hier wäre der rechte 
Punkt, etwas gegen den Reptilienfonds zu thun. Aber wenn nur Cultur⸗ 
kampf iſt, dann iſt alles vortrefflich. (Sehr wahr! im Centrum.) Ob das 
zutreffend iſt, daß man verbieten kann, daß eine Zeitung ſich Kreisblatt a. D. 
nennt, weiß ich nicht; der Miniſter machte Anſpielungen auf Erkenntniſſe, 
die er aber nicht vorgelegt hat; ich kenne derartige Erkenntniſſe nicht. Wenn 
der Miniſter meinte, der Abg. v. Schorlemer⸗Alſt als Miniſter würde auch 


1 


nicht leiden, daß in den Kreisblättern feine Politik angegriffen wird, jo iſt 


das ein Bekenntniß des Herrn Miniſters, daß er nicht Miniſter, ſondern 
Ein Parteihaupt leidet ſolche Angriffe allerdings nicht; 
obgleich es beſſer wäre, auch dem Gegner ein Wort zu gönnen, damit aus 
Rede und Gegenrede die Wahrheit erkannt werde. Aber ein Miniſter ſoll 
nicht Parteihaupt ſein, ſondern über den Parteien ſtehen und die Kreisblätter 
nicht gebrauchen, um ihm gegenüberſtehende Parteien und Perſonen in der 
ungebührlichſten Weiſe anzugreifen. Das thun nicht blos die Kreisblätter, 
De am meiſten das Blatt, welches dem Miniſter des Innern am näch⸗ 

en ſteht, die Provinzialcorreſpondenz. Uebrigens iſt das Blatt ſonſt nicht 
jo übel. Es liegt fo in der Natur, daß allerlei Inſtitutionen durchaus wohl⸗ 
thun, wenn fie einmal ein kräftiges Wort im Culturkampfe mitſprechen, ſonſt 
werden fie für überflüſſig und nichttauglich für ihre Zwecke erachtet. Die 
Kreisblätter ſollten ſich auf amtliche Nachrichten beſchränken und nach leiner 
Seite Partei ergreifen. Wenn fie das aber fo thun, wie fie es jetzt thun, 
ſo iſt das in einem freien Staate nicht mehr zu toleriren. Wenn der Herr 


Miniſter meinte, die Regierung würde abrüſten, wenn andere Leute abrüſten, 


ſo meine ich doch, man müßte ſich darüber eben verſtändigen. Wenn das 
abgelehnt wird und man rückſichtslos vorgeht, ſo kann Niemand getadelt 
werden, wenn er ſich vertheidigt; dieſe Vertheidigung wird man uns doch 


nicht verwehren? 
v. Schorlemer⸗Alſt: Wenn ich gewußt hätte, daß der Abg. 


Abg. 
5 Windiborſt (Bielefeld) die Kreisblätter ſelbſt der Regierung denuncirt hat, jo 


hätte ich die Frage wohl kaum geſtellt. Sollte die Eventualität, daß ich ein⸗ 

mal Miniſter bin, wirklich einmal eintreten, was ich ſehr in Zweifel ziehe, 

ſo würde ich mit ſo kleinlichen Maßregeln, wie ſie hier in Frage kommen, 

niemals gegen die Blätter vorgehen. (Heiterteit.) 

Capie Titel wird darauf bewilligt, desgleichen die übrigen Titel dieſes 
itels. 

Bei Cap. 101 (Strafanſtalts⸗Verwaltung) beſchwert ſich Abg. 
Magdzinski darüber, daß die Regierung in Bromberg angeordnet habe, es 
ſolle in den Strafanſtalten nicht, wie früher, dreimal polniſch und einmal 
deutſch ſondern immer nur zweimal polniſch und einmal deutſch gepredigt 
werden. Der Beſſerungszweck werde nur erreicht, wenn man den Gefan⸗ 
genen die Heilslehren der Religion in ihrer Mutterſprache vortrage 

1 5 wünſcht eine Aufbeſſerung der Gehälter der Gefängniß⸗ 
ichen. Sein Antrag wird der Budgetcommiſſion überwieſen. 
Die Ausgaben zu Titel 1 des Capitels 103: 81,078 Mk. 46 Pf. an 
Prämien für Schützengilden und Schützenkonige, beantragt Abg. Worzewski 
abzuſetzen. Das Haus bewilligt jedoch dieſe vom Abg. v. Kardorff befür- 
wortete Ausgabe. 

Hierauf wendet ſich das Haus der Prüfung der einmaligen und 
außerordentlichen Aufgaben zu. 4 

Zu Capitel 13, Titel 6, beantragt Graf Wintzingerode, den für den 
Erweiterungsbau des 17 7 ar zu Wiesbaden geforderten Be⸗ 

I k. zu ermäßigen, wogegen Geh. Rath 
ehler nichts zu erinnern hat. 


Abg. Windthorſt (Meppen): Es macht doch einen curioſen Eindruck, 


wenn man eine Forderung im Etat einfach aufgiebt, ohne irgend welche 


Gründe mitzutheilen. 
Geh. Rath v. Kehler: Als die en emacht wurde, hat das 
oſtenanſchlag noch nicht vor⸗ 
gelegen, welches den letzteren reducirt hat. 

a, erintrag. des Abgeordneten von Wintzingerode wird hierauf ange⸗ 
men. 

m Titel 13 deſſelben Kap. wurden für den Neubau einer Strafanſtalt 
5 90000 Mark gefordert. f jan 
Abg. Eberty ſieht in dieſer nicht zu hohen Forderung den Sieg des 
se der Beſchäftigung der Gefangenen im Freien. Es könnten in der 
bat die koloſſalen Summen, die man für Iſolirgefängniſſe ausgiebt, in 
eiſe verwandt werden. 

Die Ausgabe wird r 

Zu Titel 16 beantragt Abg. v. Wintzingerode: Die Ausgabe von 
150,000 Mk. als erſte Rate für die Erbauung eines Iſolirflügels bei der 
Strafanſtalt zu Lüneburg abzuſetzen. 

Abg. Eberty empfiehlt dieſen Antrag, weil die Regierung leinen Koſten⸗ 


% 5 anſchlag vorgelegt habe. 
5 Geh. 


5 Rath Illing: Der urſprüngliche Koſtenanſchlag mußte umgear⸗ 
beitet werden, weil insbeſondere die Koſten zu hoch gegriffen waren; dieſe 


Umarbeitung iſt aber noch nicht ferti 


9 1 5 
a ni Windt horſt (Bielefeld) beantragt, dieſen Titel 16 an die Budget⸗ 
commiſſion 


zu verweiſen. 


I ů — — r 


ne 
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Dieſer Antrag wird jedoch ebenſo abgelehnt, wie der Antrag des Abg. 
v. Wintzingerode und die geforderte Ausgabe bewilligt. 

„Nunmehr tritt das Haus in die Specialberathung des Etats des land⸗ 
wirthſchaftlichen Miniſteriums und zunächſt in die allgemeine Be⸗ 
ſprechung deſſelben ein. 

Abg. Hundt v. Hafften: Die Perſönlichkeit des jetzigen Leiters des 
landwirthſchaftlichen Miniſteriums berechtigte uns zu größeren Hoffnungen, 
als wir vordem hatten. Aber auch der vorliegende Etat hat das landwirth⸗ 
ſchaftliche Miniſterium nur um etwa 144 Procent beſſer dotirt, als früher, 
während die Etats der anderen Miniſterien um das Doppelte, ja Dreifache 
erhöht worden ſind. Während alle anderen Reſſorts an eiher gewiſſen Blut⸗ 
fülle leiden, leidet das landwirthſchaftliche vielmehr an Blutarmuth. Mit 
Recht ſagte der Abg. Richter — nicht zu verwechſeln mit unſerem berühmten 
Etatshelden — (Heiterkeit), daß die dem landwirthſchaftlichen Miniſterium 
zugewieſenen Mittel nur wie Broſamen ſeien, die von des reichen Mannes 
Tiſche fallen, denn es kommt ihm nur 1 Procent der ſämmtlichen Staats⸗ 
Einnahmen zu Gute. Ich gehe von dem Standpunkte aus, daß das land: 
wirthſchaftliche Miniſterium nicht rein techniſche Sachen zu bearbeiten, ſon⸗ 
dern auch große Culturaufgaben zu löſen hat, beiſpielsweiſe die Vermitte⸗ 
lung der Gegenſätze zwiſchen Stadt und Land. Und wenn man mir des⸗ 
halb den Vorwurf macht, ich ſei ein Agrarpolitiker, ſo betrachte ich dies kei⸗ 
neswegs als einen Vorwurf. Den kleinen und mittleren ländlichen Grund⸗ 
beſitz muß man auf alle Weiſe unterſtützen und fördern. Der größte Reich⸗ 
thum des Staates iſt der Menſch und ſeine Hauptaufgabe, ihn arbeitsfähig 
zu machen. Deshalb muß man die Niederlaſſungsbedingungen erleichtern, 
die großen Gütercomplexe aufheben. Ich erinnere Sie an die große Colo⸗ 
niſationspolitik der Hohenzollern. Heut iſt man gegen den Herlaft bon 
Menſchen und Menſchenkräften ſehr gleichgültig. (Obo!) Die Regierung 
müßte vor Allem auch die Organiſation des ländlichen Grundrealcredits in 
die Hand nehmen, um dem kleinen Bauernſtande aufzuhelfen; auch die länd⸗ 
liche Communalbeſteuerung liegt ſehr im Argen. Was das Cap. 109 des 
Etats anlangt — { RN 

Vicepräſident Graf Bethuſy⸗Huc (der inzwiſchen den Vorſitz übernom⸗ 
men hat): Ich kann dem Herrn Redner nicht geſtatten, in die allgemeine 
Beſprechung des Etats des landwirthſchaftlichen Miniſteriums einzelne Titel 
und Poſitionen deſſelben hineinzuziehen. 

Abg. Hundt v. Hafften: Es iſt gar nicht zu umgehen, daß man in 
der allgemeinen Erörterung auf einzelne Titel zu ſprechen kommt und ich 
glaube, daß mich der erſte Präſident nicht in einer ſo intoleranten Weiſe 
daran gehindert haben würde. y 17 

Vicepräſident Graf Bethuſy⸗Huc: Wegen dieſer Kritik gegen den 
Hedge Inhaber dieſes Stuhls rufe ich den Herrn Abg. Hundt v. Hafften zur 

rdnung! or 0 

Abg. Hundt v. Hafften: Die landwirtbſchaftlichen Lehranſtalten müſſen 
noch bedeutend vermehrt werden, ſollen ſie dem Bedürfniß genügen. Es iſt 
durchaus falſch, wenn die Regierung hier nicht die Initiatibe ergreift, ſon⸗ 
dern das Bedürfniß an ſich herankommen läßt. Wie geſagt, die Perſönlich⸗ 
keit des jetzigen Leiters des landwirthſchaftlichen Miniſteriums berechtigt mich 
zu der Hoffnung, daß dieſes Miniſterium nach langjähriger Vernachläſſigung 
wieder gekräftigt und den Bedürfniſſen des Landes gerecht werden wird. 
Ich 2 5 mit einem Citat aus Wallenſtein: es iſt der Geiſt, der ſich den 
Körper baut. . 1 

Hierauf wird in die Erörterung der einzelnen Kapitel des Etats 
eingetreten. 8 7 

Bei Kap. 106 (Auseinanderſetzungsbehörden) führt Abg. Meyer 
(Merſeburg) darüber Beſchwerde, daß den Vermeſſungsbeamten nicht eine 
ſeſte Beſoldung gewährt werde und wünſcht wenigſtens, daß denſelben ihr 
Gehalt in beſtimmten Zeitabſchnitten ausbezahlt wird. 

Geh. Rath Marcard: Die Erledigung des angeregten Gegenſtandes 
kann nur durch ein Geſetz erfolgen, welches bereits vorbereitet wird. 

Bei Kap. 107 (Landwirthſchaftliche Lehranſtalten) nimmt zu⸗ 
nächſt Miniſter Dr. Friedenthal das Wort: Die im vorigen Jahre in 
Betreff der Regelung des landwirthſchaftlichen Unterrichtsweſens gefaßte Re⸗ 
ſolution veranlaßt mich, Ihnen in kurzen Umriſſen einige Grundzüge darzu⸗ 
legen, welche ich im Allgemeinen für den landwirthſchaftlichen Unterricht als 
die maßgebenden erachte. Ich will dabei von den unteren zu den höheren 
Stufen aufſteigen. Unmittelbar an die Volksſchule ſchließt ſich die landwirth⸗ 
ſchaftliche, oder beſſer: ländliche Fortbildungsſchule an. Ich ſtimme darin 
einer in dieſen Tagen vom deut⸗chen Landwirthſchaftsrath in Form einer 
Petition kundgegebenen Anſicht bei, daß es ſich auf dieſer Stufe des Unter⸗ 
richts nicht um eine ſachliche Unterweiſung, ſondern um einen unmittelbaren 
Anſchluß an die Volksſchulen und darum handelt, das in der Volksſchule 
Gelernte zu befeftigen und zu vertiefen. Deshalb werden die Gemeindeſchulen 
und die Lehrer in ihnen diejenigen Anhaltspunkte ſein, an welche ſich dieſe 
Foribildungeſchule anzuſchließen hat, die Volksſchullehrer diejenigen, welche 
den Unterricht zu geben haben. Es wird unſere Aufgabe ſein, den Volks⸗ 
ſchullehrern in den Seminarien die für dieſe wichtige Seite des Volksunter⸗ 
richts nöthige Qualificati on zu verſchaffen. Wenn Sie ſich vergegenwärtigen, 
welche Gefahr für den Knaben der ländlichen Bevölkerung darin liegt, in 
einem verhältnißmäßig jungen Lebensalter aus der Schulzucht in das Leben 
zu treten und gerade in der Zwiſchenzeit zwiſchen dem Knaben⸗ und Jüng⸗ 
lingsalter auf eigene Füße geſtellt zu ſein, wenn Sie ſich vergegenwärtigen, 
welche hohe Wichtigkeit es hat, gerade zu dieſer Zeit den Sinn vom Gemeinen 
auf das Edle zu lenken, ſo werden Sie gewiß mit mir darin übereinſtimmen, 
daß eine ländliche Fortbildungsſchule für die Hebung der ländlichen Bevöl⸗ 
kerung von der höchſten Wichtigkeit iſt. Ich werde mich bemühen, die hoff⸗ 
n ungsvollen Anfänge, welche in dieſer Beziehung in unſerem Vaterlande 
vorhanden find, namentlich im Südweſten unferer Monarchie, in Naſſau und 
in der Rheinprovinz, wo circa 200 dieſer Fortbildungsſchulen beſtehen, und 
durch die Fürſorge des landwirthſchaftlichen Reſſorts allein gepflegt und unter: 
halten worden ſind, ſo lange weiter zu cultiviren, bis das Unterrichtsreſſort 
in der Lage fein wird, dieſen Zweig zu übernehmen. Was die Ackerbau⸗, 
Wieſen⸗ und Obſtbauſchulen betrifft, jo ſind dieſelben lediglich aus territorialen 
Bedürfniſſen entſtanden; fie hängen mit dem Staate nur in fo fern zuſam⸗ 
men, als derſelbe ihnen Subventionen gewährte. y 

Das Dotationsgeſetz überweiſt die Subventionen den Provinzen. Der 
Staat wird nur darauf zu ſehen haben, daß dieſe Subventionen zu den 
Zwecken, für welche ſie beſtimmt ſind, auch wirklich verwendet werden. Was 
ſodann die landwirthſchaftlichen Mittelſchulen anlangt, jo find dieſelben auch 
wegen ihrer politiſchen Seite wichtig, weil ſie dazu beſtimmt ſind, die mittleren 
Schichten unſerer ländlichen Bevölkerung zu bilden, auf deren Schultern vor⸗ 
zugsweiſe die Selbſtverwaltung auferbaut werden muß. Die Entwickelung 
dieſer Schulen iſt bereits zu einem gewiſſen Abſchluſſe gediehen, wie der 
Ihnen zugegangene Lehrplan derſelden beweiſt. Ich balte fie für eine bes 
ſondere Art von Realſchulen, deren Zweck außer der ſpeciellen Unterweiſung 
in den landwirthſchaftlichen Fächern auch in einer allgemeinen Vorbildung 
zum landwirthſchaftlichen Gewerbe beſteht. Dem Unterrichtsminiſterium fällt 
deshalb naturgemäß bier eine ſtarke Mitwirkung zu, ⸗insbeſondere wirken 
Commiſſare des Unterrichtsminiſters bei den Prüfungen an dieſen Schulen 
mit. Das hohe Haus verlangte im vorigen Jahre auch, daß dieſe Schulen 
die Berechtigung haben ſollten, Zeugniſſe der Reife zum einjährigen frei⸗ 
willigen Militärdienſt auszuſtellen. Auch in dieſer Beziehung iſt nach lang: 
wierigen Verhandlungen eine Zuſage der Reichsorgane erwirkt worden, die 
den Anforderungen des Hauſes Rechnung trägt. (Bravo!) Es wird Sache 
meines Reſſorts fein, die Schulen jo zu organiſiren, daß ihre Abiturienten 
die gehörige Qualification erlangen. Was endlich die landwirthſchaftlichen 
Akademieen betrifft, ſo habe ich bezüglich derſelben ebenfalls ſchon mit dem 
Herrn Unterrichtsminiſter Unterhandlungen gepflogen. Die Reſultate dieſer 
Unterhandlungen werden im nächſtjährigen Etar zum Ausdruck gelangen. 
Ich möchte aber von vornherein erklären, daß ich der Meinung nicht bei⸗ 
pflichten kann, daß es richtig ſei, überhaupt auf höhere alademiſche ſelbſt⸗ 
ſtandige Inſtitute zu verzichten und die höchſte Stufe des landwirthſchaftlichen 
— lediglich bei den philoſophiſchen Facultäten der Univerſitäten zu 
uchen. 
Nach meinem Dafürhalten liegt das Richtige in dem Nebeneinanderbeſtehen 
landwirthſchaftlicher Fakultäten und ſelbſtſtändiger akademiſcher Anſtalten im 
möglichſt nahen, räumlichen und ſachlichen Contact. Während alle andern 
alultäten ein Studium, eine ganz beſtimmte Reife, eine formal beſtimmte 

ualification verlangen, kommt der landwirthſchaftliche Hörer ohne jede gleich⸗ 
mäßige beſtimmte Vorbildung in das Stadium der akademiſchen Hörerſchaft; 
ſein Studium findet keinen anderen Abſchluß, als den Selbſtbeſtimmung und 
Neigung ihm giebt, da hier das Examen ein fakultatives iſt. Danach muß 
man zu dem Schluß kommen, daß die Eigenthümlichteit des Fakultätsſtudiums, 
die abſolute Hörfreiheit, die Beſtimmung des Inhalts der Vorlefungen nur 
nach wiſſenſchafllichen Kriterien mit Rückſicht auf einen beſtimmten Lebens⸗ 
beruf für eine ſolche Vorbildung nicht paßt und nicht die nothwendigen Ga⸗ 
rantien bietet. In der als ganz vortrefflich bewährten Anſtalt zu Halle, die 
eine Zierde der deutſchen Landwirthſchaft bildet, befinden ſich gegenwärtig 
unter 151 Studirenden 6 ſolche, die die Maturitätsprüfung auf Gymnaſien, 
4 ſolche, die die Maturitätsprüfung auf Abiturientenſchulen abgelegt haben, 
einige 30, welche die Qualification zum einjährig⸗freiwilligen Dienſte beſitzen 
und 111 ohne Berechtigung zum Br en Dienft. Unter dieſen 151 Stu: 
direnden befinden ſich 86 im eriten ir, 24 im zweiten, 30 im dritten, 


N 


7 im vierten, 3 im fünften und 1 im ſechsten Semeſter, eine Thalſache, aus 
der wiederum fol 33 von einem dem Fakultatsſtudiüm ahn — plan⸗ 


mäßigen Vertheilen des Studiums durch die ei: Nana Semeſter nicht die 
Rede ſein kann. Alles das führt mit dazu, daß akademiſche Anſtalten, welche 
einen beſtimmten Lehrplan haben, bei welchen der Inhalt der Vorleſungen 
abgemeſſen iſt für die Vorbildung, den Beruf und Lebenszweck der Hörer, 
eine Nothwendigkeit iſt. Und wenn ich eine Reorganiſation der akademiſchen 
Anſtalten nicht als fe een erachte, ſo glaube ich, daß es möglich ſein 
wird, ohne eine 177 e Gebundenheit zu verlaſſen, ſie doch den Fakultäts⸗ 
einrichtungen ähnlich zu geſtalten, ihnen mehr Freiheit zu gewähren und 
die Stellung der Docenten an dieſen Anſtalten moͤglichſt der der Fakultäts⸗ 
profeſſoren anzunähern. \ 

Wenn ich aber in dieſer Beziehung weiter vorzugehen mich bemühe, fo 
muß ich dem Gedanken, die akademiſchen Anſtalten durchweg mit den Unis 
verſitäten zu verbinden, fie in ihrer Selbſtſtändigkeit aufhören zu laſſen und 
als einzige Form des böchſten landwirthſchaftlichen Unterrichts das Facultäts⸗ 
Studium hinzuſtellen, entgegenzutreten. Ich würde ſonſt meine Pflicht gegen⸗ 
über der Landwirtbſchaft aus vielen Gründen zu verſäumen glauben. Ich 
reſumire meine Meinung dahin: das ländliche Forthildungsſchulweſen gehöre 
zu dem Unterrichtsreſſort; die praktiſchen Ackerbauſchulen ſollen der provin⸗ 
ziellen Verwaltung unterstellt ſein mit Oberaufſicht des landwirthſchaftlichen 
Reſſorts. Bei den landwirthſchaftlichen Mittelſchulen ſollen Unterrichts⸗ und 
landwirthſchaftliches Miniſterium zuſammenwirken und endlich in der alade⸗ 
miſchen Stufe ſollen neben einander beſtehen die unter dem Unterrichts⸗Mi⸗ 
niſterium ſtehenden landwirthſchaftlichen Facultäts⸗Schulen und die ſelbſt⸗ 
ſtändigen akademiſchen Anſtalten in möglichſtem Contact mit den Univerſitäten 
unter dem landwirhſchaftlichen Reſſort. So würde man der Landwirhſchaft 
und der geiſtigen Hebung unſeres Volkes nützen, um ſo ſicherer, je weniger 
Schwankungen eine bezüglich des landwirthſchaftlichen Unterrichts 1 
Bene Richtung ausgeſetzt iſt. Wenn ich gemeint bin, die von mir dargelegte 

ichtung einzuſchlagen, ſo wäre es mir von großem Werthe, mich dabei der 
Zustimmung der Landesvertretung verſichert halten zu können. (Beifall.) 

Abg. Dr Hofmann: Man wird gegen den Lehrplan für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Mittelſchulen Manches einwenden können. Unbekümmert um die 
Frage, ob in vielen Lehrſtunden auch wirklich viel gelernt wird, hält der 

lan an 37 Lehrſtunden wöchentlich feſt. Statt der zwei fremden Sprachen 
ferner, die in zuſammen 6 Stunden wöchentlich gelehrt werden ſollen, wäre 
es zweckmäßiger, nur eine einzige und dieſe dafür gründlich zu lehren, damit 
der Schüler fie vollkommen beberrſchen lernt, während er bei zwei Sprachen 
in dieſer Unterrichtszeit doch kaum über die Anfangsgründe derſelben hinaus⸗ 


kommt. Endlich läßt ſich gegen die Aufnahmebeſtimmungen geltend machen, 


daß für eine gleichmäßige Vorbildung der Schüler keine Sorge getragen iſt. 
Dennoch empfehle ich die Bewilligung der zur Durchführung des Lehrplans 
angeſetzten Mittel dringend zur Annahme. Der größte Theil unſerer Jugend 
iſt genöthigt, mit vierzehn Jahren die Schule zu verlaſſen, ein anderer ſehr 
beträchtlicher Theil beſucht ſie bis zum 16. Jabre und nur ein geringer 
Procentſaz iſt im Stande, feine wiſſenſchaftliche Ausbildung über das 20. Le⸗ 
bensjahr hinaus auszudehnen. Daraus ergiebt ſich die Nothwendigkeit der 
. des Unterrichtsbedürfniſſes in drei verſchiedenen Abſtufungen, 
deren erſte die Volksſchule, deren letzte die höheren Lehranſtalten ſind. Für die 
zweite Stufe, die Mittelſchulen, iſtwenig geſchehen, und das wenige, was geihe en 
ift, will nichtgedeihen. Es liegt das an unſeren Beſtimmungen über die Berechti⸗ 
gung zum einjährig⸗freiwilligen Militärdienſt. So lange ein ſechsjähriger Curſus 
im Gymnaſium oder Realſchule ohne weiteres Examen dieſe Berechtigung 
verleiht, werden die Eltern, welche ihre Söhne bis zum 16. Jahre unter⸗ 
richten laſſen können, dieſelben in jene Anſtalten ſchicken, gleichviel ob der 
Unterricht daſelbſt zweckmäßig iſt oder nicht. (Zuſtimmung.) 

Dieſe Schuler lernen dabei Vieles, was für ſie ohne jeden Werth und nur 
die Vorbedingung für weitere Studien iſt, und ſie lernen Vieles nicht, was 
5 fie von höchſtem Werthe wäre. Hierzu kommt aber der zweite Uebel⸗ 
land, daß wegen der ſehr großen Anzahl der Schüler, welche die Ziele der 
Schule nicht erreichen wollen, — es ſind dies oft drei Viertel der geſamm⸗ 
ten Schülerzahl — die übrigen Schüler gehemmt und die höheren Lehran⸗ 
ſtalten ſelbſt berabgedrüdt werden. In den landwirthſchaftlichen Mittelſchulen 
nun wird der erſte Anfang einer e mittleren Unterrichtsſtufe ge⸗ 
macht, der hoffentlich nicht ohne Nachfolge bleiben wird. Dieſem JFortſchrilte 
gegenüber halte ich es für unerheblich, welchem Reſſort dieſe Schulen — ob 
fie dem Unterrichtsminiſterium oder dem landwirthſchaftlichen untergeordnet 
werden. Dem Unterrichtsminiſterium bleibt ja ohnehin eine bedeutende Mit⸗ 
wirkung. (Beifall.) 

Abg. Oſtendorf beklagt es ebenfalls, daß die Entwickelung unſeres 
Unterrichtsweſens die Entſtehung von Mittelſchulen nicht begünſtigt bat; da⸗ 
mit hängen wohl auch die vom Vorredner gerügten Mängel der Aufnahme⸗ 
beſtimmungen zuſammen. Eben ſo nothwendig wird die Beſchränkung des 
Unterrichts auf eine fremde Sprache ſein. Die Schuld, daß eine Einigung 
mit der Reichsſchulcommiſſion, die über die Ertheilung der Berechtigung 
zum einjährigen Militärdienſte entſcheidet, deswegen nicht erzielt worden, 
liegt mehr an gewiſſen Perſonen des Reichskanzleramts, als an jener. 
Jedenfalls enthält der vorgelegte Lehrplan eine erfreuliche Erfüllung lang⸗ 
jähriger Wünſche. N 

Abg. Dr. v. Sybel ſpricht die Erwartung aus, daß der Miniſter die vom Abg. 
Hofmann gezogenen Monita berückſichligen werde. Den Unterricht auf eine fremde 
Sprache in den Mittelſchulen zu beſchränken, iſt durchaus erforderlich, wenn der 
Schüler wirklich dieſelbe in einem Grade beherrſchen lernen ſoll, die ihm das 
Studium der eigenen Mutterſprache erleichtert. Der Redner empfiehlt des⸗ 
halb in einer Reſolution die Regierung aufzufordern, 1) in dem Lehrplane 
für die landwirthſchaftlichen Mittelſchulen die Aenderung 
vorzunehmen, daß neben der deutſchen nicht zwei fremde Spra⸗ 
chen, fondern nur eine gelehrt werde; 2) dahin zu wirken, daß 
trotz dieſer Aenderung den Schülern die Berechtigung zum 
einjährigen Militärdienſte verbleibt. Was die landwirihſchaftlichen 
Akademien 1 ſo iſt deren Vereinigung mit den Hochſchulen gewiß 
nicht angezeigt. enn wir auf die Leiſtungen unſerer Hochſchulen im Ver⸗ 
gleich zu den franzöſiſchen mit Stolz blicken, ſo sa wir auch, daß die n- 
feriorität der franzöſiſchen Univerſitäten mit dem Umſtande eng zuſammen⸗ 
hängt, daß in Frankreich eine wiſſenſchaftliche Vorbildung der Hörer nicht 
verlangt wird, während in Deutſchland in der Regel das Zeugniß der Reife 
von einem Gymnaſium verlangt wird. Die wenigen Ausnahmen, welche 
der Miniſter don Mühler noch kurz vor feinem Rücktritte zugelaſſen hat, find 
ebenſoviel Schädigungen unſerer Univerſitäten geweſen. Den Oeconomen, 
welche die landwirthſchaftlichen Akademien beſuchen, fehlt meiſt die für die 
Univerſitäten erforderliche wiſſenſchaftliche Vorbildung, und der Profeſſor wird 
nicht umhin können, in ſeinem Vortrage auf das geringe Verſtändniß ſolcher 
beider Rückſicht zu nehmen, ſobald ſie in größerer Anzahl ſeine Vorleſungen 
eſuchen. N 

Abg. Wehrenpfennig wünſcht in die Sybel'ſche Reſolution die Erklä⸗ 
rung aufzunehmen, daß die eine der beiden fremden Sprachen die engliſche 
oder die an fein ſolle, damit nicht etwa Lateiniſch gelehrt werde. 

Nachdem 0 v. Sybel ſich mit der von Wehrenpfennig vorgeſchlagenen 
Aenderung der Reſolution einverſtanden erklärt hat, bricht das Haus die 
weitere Verhandlung um 4% Uhr ab. Die nächſte Sitzung findet Dinstag 
11 Uhr ſtatt. (Etat des landwirthſchaftlichen Miniſteriums, der Juſtiz⸗, der 
allgemeinen Finanzverwaltung u. J. w.) Der Präſident zeigt an, daß der 
Mittwoch und Sonnabend dieſer Woche jedenfalls für die Commiſſionen frei 
gehalten werden ſoll, vielleicht, wenn der Verlauf der Etatsberathung es ge⸗ 
ſtattet, noch ein dritter Tag. 


Berlin, 22. Februar. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat den 
Landrath von Oven zu Schlochau zum Amtshauptmann ernannt; dem 
Ober⸗Bergrath Dr. „ zu Bonn den Charakter als Geheimer 
Bergrath; den Ober⸗Steuer⸗Inſpectoren Lange in Liſſa, Gericke in Zoſſen 
und Meder in Pr.⸗Stargard, den Ober⸗Zoll⸗Inſpectoren Heſſe in Stolpmünde 
und Keller in Saarbrücken, ſowie dem Hypothekenbewahrer Warnecke in 
Crefeld den Charakter als Steuer⸗Rath; den Haupt⸗Steueramts⸗Rendanten 
Meyer in Chodzieſen, Serres in Minden und Scholz in Halberſtadt, 
ſowie dem Haupt⸗Zollamts⸗Rendanten Meyer in Ottenſen den Charakter 
als Rechnungs⸗Rath und dem Provinzial⸗Steuer⸗Secretär Krieger in Magde⸗ 
burg den Charakter als Kanzlei⸗Rath; ſowie dem Hofklempner Heinrich Credé 
zu Caſſel das Prädikat eines Königlichen Hoſklempners derliehen. 

Allerhöchſter Erlaß.] ‚a Be Bericht vom 16. Februar d. J. 
beſtimme Ich hierdurch, daß die Reichsbehöͤrden für das Zehnmarkſtück die 
Benennung „Krone“, für das Zwanzigmarkſtück die Benennung „Doppel⸗ 
Nee Dieſer Erlaß iſt durch das Reichs⸗Geſetzblatt zu ver⸗ 
öffentlichen. 

Berlin, den 17. Februar 1875. Wilbelm. 
An den Reichskanzler. Fürſt v. Bismarck. 

Zum Vorſtande des Chiffrir⸗Bureaus ft an Stelle des auf feinen Antrag 
mit Penſion in den Ruheſtand verſetzten Geheimen Hofraths de la Croix 
der ſeitherige Vorſtand der Geheimen Canzlei, Geheime Hofrath Horn, zum 
Vorſtande der Geheimen Canzlei der bisher im Chiffrir⸗Bureau angeſtellt 
geweſene Hofrath St Blanquart, und zum Geheimen Canzlei⸗Inſpector 
der Geheime Canzlei⸗Secretär Neff ernannt worden. Dem Oberlehrer 
Dr. Auguſt Franke an der höheren Bürgerſchule in Celle iſt das Prädikat 
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. a Er a — — ee ne e ene 
E hroſeſſor“ beigelegt worden. Am Gymnaſium in Ploen iſt der ordentliche 
E Hare Pr or Dr. Richard Haupt zum Oberlehrer 1 worden. 
Am 85 ſchen Schullehrer⸗Seminar zu Waldau iſt der Pfarrer Tobias 

zu Tiefenſee im Kreiſe Heiligenbeil als erſter Lehrer angeſtellt worden. 
Dem Herrn Friedrich Müller zu Berlin iſt unter dem 18. Februar 
1875 ein Patent auf einen Verſchluß an Güterwagen auf drei Jahre ertheilt 


worden. 

Berlin, 22. Februar. [Se. Majeſtät der Kaiſer und 
König! empfingen am geſtrigen Sonntage den aus Hannover hier 
eingetroffenen Prinzen Albrecht Königliche Hoheit, ſowie den General⸗ 
Major z. D. Freiherrn. v. Reitzenſtein und den Ober-Präfidenten von 
Elſaß⸗Lothringen v. Möller und conferirten längere Zeit mit dem 
Reichökanzler Fürſten v. Bismarck. 

Heute Vormittag hörten Se. Majeſtät den Vortrag des Civilka⸗ 
binets und empfingen den General⸗Lieutenant z. D. v. Witzleben. 

[Ihre Majeſtät die Kaiſerin-Königin! war vorgeſtern in 
der Sitzung des Deutſchen Centralecomtés anweſend und wohnten 
geſtern dem Gottesdienſte in der Kapelle des Auguſta⸗Hoſpitals bei. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz! 
nahm am Sonnabend Vormittag militäriſche Meldungen entgegen und 
empfing den General⸗Major z. D. Frhrn. von Reitzenſtein. Nach: 
mittags 2 Uhr empfing Höͤchſtderſelbe Ihre Kaiſerliche und Königliche 
Hoheit die Kronprinzeſſin bei Höchſtderen Rückkehr von Darmſtadt auf 
dem Potsdamer Bahnhofe. Abends 9 Uhr beſuchten die Kronprinz⸗ 
lichen Herrſchaften das Winterfeſt des Vereins Berliner Künſtler in den 
Reichohallen. 

Geſtern Vormittag empfing Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit 
der Kronprinz den Ober⸗Präſidenten von Elſaß⸗Lothringen v. Möller, 
und nahm Nachmittags 5 Uhr an dem Diner des Offſizier⸗Corps des 
1. Garde⸗Dragoner⸗Regiments zu Ehren der 60jährigen Stiftungs⸗ 
feier dieſes Regiments Theil. Ihre Kaiſerliche Hoheit die Kronprin⸗ 
zeſſin beſuchte Abends 7% Uhr das Rubinſteinſche Concert in der 
Sing⸗Akademie. (Reichsanz.) 

© Berlin, 22. Febr. [Das Befinden des Kaiſers. — 
Aus dem Staatsminiſterium. — Die päpfſtliche Eneyklica.] 
Die Berichte über das Befinden des Kaiſers fahren fort, durchaus be: 
friedigende Mittheilungen zu bringen. Die Beſſerung iſt ſo regel⸗ 
mäßig fortſchreitend, daß der Kaiſer ſchon in den letzten Tagen ſeine 
Ausfahrten wieder aufgenommen hätte, wenn die Witterung weniger 
kalt geweſen wäre. — Das Staatsminiſterium war geſtern Mittag 
wieder bei dem Fürſten Bismarck zu einer Sitzung vereinigt. — Die 
Allerhöchſte Ordre an das Staatsminiſterium in Betreff der geſchäft⸗ 
lichen Behandlung der geſetzgeberiſchen Arbeiten im Staatsminiſterium 
iſt vom 6. Februar datirt und vom Präſidenten des Staatsminiſteriums 
gegengezeichnet. Die Ordre beſtimmt, daß jeder Reſſort⸗Chef, welcher 
den Erlaß eines Geſetzes für angezeigt hält, zunächſt die Frage des 
Bedürfniſſes, ſowie die Grundſätze, durch deren Anwendung die Be⸗ 
friedigung deſſelben  erftrebt/ wird, dem Staatsminiſterium zur Eröͤr⸗ 
terung und Beſchlußnahme zu unterbreiten hat. Sofern das Staats⸗ 
miniſterium die Nothwendigkeit einer legislativen Maßnahme aner⸗ 
kennt, ſoll daſſelbe in allen Angelegenheiten von erheblicher Wich⸗ 
tigkeit, beſonders von organiſatoriſcher und politiſcher Bedeutung, 
die bei der Ausführung zu Grunde zu legenden Principien Sr. 
Majeſtät zur Genehmigung vortragen. Nach Maßgabe dieſer Grund: 
lagen ſoll dann erſt die Ausarbeitung des Entwurfes herbeige⸗ 
führt und in der bisherigen geſchäftlichen Weiſe vorgegangen werden. 
Nachdem die Veröffentlichung der päpſtlichen Encyellea in einer 
Reihe von Blättern erfolgt iſt, hat jetzt nachträglich die Beſchlagnahme 
in denjenigen Organen ſtattgefunden, welche zuerſt mit der Veröffent⸗ 
lichung vorgegangen waren. Sowohl die betr. Nummern der „Ger⸗ 
mania“ als des „Weſtf. Mercur“ ſind mit Beſchlag belegt. Es iſt 
aber zu conſtatiren, daß es an beiden Stellen auf Anordnung der 
Staatsanwaltſchaft oder der Gerichte geſchehen iſt. Wenn die „Ger⸗ 
mania“ fragt, ob nun mit gleichem Maaß gemeſſen und auch z. B. 
die „Voſſ. Ztg.“ werde confiscirt werden, fo iſt zu bemerken, daß bei 
der Entſcheidung über die Strafbarkeit doch auch die allgemeine Hal⸗ 
tung des Organs berückſichtigt werden muß, Ein Erkenntniß des 
Obertribunals hat vor einiger Zeit dahin entſchieden, daß bei Abdruck 
von Schriftſtücken, die gegen die Strafgeſetze verſtoßen, die Beſchlag⸗ 
nahme auch davon abhängig zu machen ſei, ob nach den ausdrückli⸗ 
chen Aeußerungen und der ganzen Haltung des Blattes auch die Zu⸗ 
ſtimmung zu den incriminirten Stellen anzunehmen iſt. Nun aber 
hat die „Germania“ nicht nur das Aetenſtück in erſter Linie abge⸗ 
druckt, ſondern auch keinen Zweifel an ihrer Zuſtimmung zu demſelben 
gelaſſen, indem fie die eclatanteſten Stellen der Encyelica durch den 
Druck hervorhob und eigene Bemerkungen in gleichem Sinne hinzu⸗ 
fügte. 

— Berlin, 22. Februar. [Conflict im Bundes rathe. — 
Die Hausordnung inGefängnißanſtalten. —Impfinſtitute. 
— Das Befinden des Abg. Lasker. — Commiſſionswahlen.] 
Die letzte Bundesrathsſitzung ſchloß nicht ohne eine nach jeder Richtung 
bin überraſchende Epiſode. Das Geſetz über die Reblauskrankheit iſt 
noch nicht zum Abſchluß gekommen, gegen alles Erwarten erhoben die 
Regierungen von Baiern und Würtemberg im letzten Augenblick — 
Competenz⸗Bedenken. Aus der Rheinpfalz kam die erſte Anregung zu 
dem Geſetz an der Hand von Beſorgniſſen, die nur zu gegründet 
waren und die durch die letzten ſehr bedenklichen Nachrichten von den 
nächſten Grenzen Deutſchlands neue Unterlagen gewonnen haben. Es 
wäre die Anregung von Bedenken vor der dritten Leſung des Ge: 
ſetzes im Reichstage durchaus am Platze geweſen, heute wirkten ſie 
um ſo befremdlicher, als man allſeitig ein vollſtändiges Einver⸗ 
ſtändniß der Bundesregierung gegenüber einem Uebelſtand vorausſetzte, 
deſſen Umſichgreifen große Gefahren befürchten läßt. Wie wir 
hören, ſind ſofort alle Schritte gethan worden, um den hervor⸗ 
getretenen Bedenken zu begegnen und den Widerſpruch aus⸗ 
zugleichen. Es ſteht zu erwarten, daß der Erfolg nicht aus⸗ 
bleiben werde; wir haben Grund zu der Annahme, daß die Zuſtim⸗ 
mung des Bundesrathes zu dem fo dringend nothwendigen Geſetz 
ſchon in den allernächſten Tagen erfolgen wird. — Der Bundesrath 
hat die vom Reichstage übermittelte Petition wegen Regelung der 
Strafvollſtreckung an der Hand des Falles des Abg. Moſt in der 
Strafanſtalt zu Plötzenſee bei Berlin, an den Reichskanzler mit der 
Aufforderung zu überweiſen beſchloſſen, daß da, wo die Strafvollſtreckung 
bislang nicht durch Geſetz geregelt iſt, namentlich in Preußen von den 
Bundesregierungen ſchleunigſt darauf hingewirkt werde, daß der Straf: 
vollzug beſonders der Gefängnißſtrafen im Sinne des Strafgeſetzbuches, 
namentlich des § 16 ſichergeſtellt werde. — Außerdem iſt durch Be: 
ſchluß des Bundesrathes ausdrücklich conſtatirt, daß die Hausordnung 
der gedachten Strafanſtalt bei Berlin mit dem angeführten 
$ 16 des Strafgeſetzbuches im Widerſpruch ſtehe. — In Bezug 
auf die Einrichtung von Impfanſtalten im Sinne des Impfgeſetzes 
hat der Bundesrath für unabweisbar erklärt, daß ſofort Anordnungen 
zu treffen ſeien, um die Zahl und Leiſtungsfähigkeit der ſchon vor⸗ 
handenen Impf⸗Inſtitute, ſowie auch die Größe und Bevölkerung der 
darauf angewieſenen Diſtricte feſtzuſtellen. In Folge deſſen hat Preußen 
bereits Maßregeln eingeleitet, um die Zahl der beſtehenden 9 Impf⸗ 
Anſtalten um 3 zu erhöhen. Im Uebrigen hat der Bundesrath be: 
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ſchloſſen, das Reichskanzleramt um eine baldige Mitthellung über Sitz, 
Zahl und Leiſtungsfähigkeit der in den Bundesſtaaten beſtehenden 
Impf⸗Inſtitute, ſowie über Größe und Bevölkerung der auf dieſe an⸗ 
gewieſenen Diftricte zu erſuchen, ſoweit aber in einzelnen Bundes: 
ſtaaten Impf⸗Anſtalten nicht vorhanden find, die Bundesreglerungen 
aufzufordern, dem Reichskanzleramt mitzutheilen, in welcher Art den 
Vorſchriften des Impfgeſetzes zu genügen beabſichtigt wird. — Das Be⸗ 
finden des Abg. Lasker erfüllt ſeine Freunde mit Beſorgniß. Neben ſeinem 
Hausarzt Dr. Sigmund behandelt ihn der Prof. Joſeph Meyer. Seine 
nächſten Angehörigen find zu feiner Pflege hier eingetroffen. Der 
Krankheitsfall ruft in weiten Kreiſen lebhafte Theilnahme hervor; an 
eine Thätigkeit Laskers während der gegenwärtigen Landtagsſeſſion iſt 
unter keinen Umſtänden zu denken, ſeine Betheiligung an den Arbeiten 
der Juſtizeommiſſion des Reichstages ſehr fraglich, und man empfindet 
bereits mit Bedauern, daß die Wahl von Stellvertretern in die letztere 
zur Zeit abgelehnt worden iſt. — In die Commiſſion zur Vor⸗ 
berathung des Entwurfs einer Wegeordnung ſind gewählt die 
Abgeordneten Douglas, Worzewski, Seydel, Hummert, Dr. Freiherr 
von der Goltz, von Lukomski, Wojezewski, Dr. Braun, Walden⸗ 
burg, Struve, Ottow, Wiſſelinck, Hamkens, Vogeley, Graf Schack, 
Graeger, Löwenſtein, Nolte, Pieſchel, Delitz, Hildebrand, Graf Neyhauß 
— Cormous, Franßen, Graf von Schmieſing — Kerſſenbrock, von 
Hatzfeld, Dr. Lucius, von Goldfus, Schneider, von Wedel⸗Vehlings⸗ 
dorff. Vorſitzende ſind: Braun, Lucius, Schriftführer: Kummert, 
Nolte. — In die zur Vorbereitung des Entwurfs eines Geſetzes über 
die Vermögensverwaltung in den katholiſchen Kirchengemeinden ſind 
gewählt die Abg. Dr. Petri, Allnoch, Windthorſt, Welter, Clauswitz, 
Biſchoff, Dr. von Sybel, Kanngießer, Dr. jur. Gneiſt, Schramm, 
Schröder, Beiſert, Dr. Wehrenpfennig, Dr. von Cuny, Jung, Dr. 
Lieber, Dr. Brühl, Dauzenberg, Haucke, Statz, Rübſam. Vorſitzender 
ſind: Kanngießer und Petri, Schriftführer: Beiſert, Haucke. — Für 
den erkrankten Abg. Dr. Lasker iſt in die Budgetcommiſſion der Abg. 
Dr. Kapp, in die Provinzialordnungs⸗Commiſſion der Abg. Plehn 


gewählt. 
Deſterre ich. 

Wien, 22. Febr. [Die Wahrnehmung der Intereſſen! 
der in Serbien ſich aufhaltenden Angehörigen des deutſchen Reiches 
iſt, wie die „Montagsrevue“ vernimmt, nach der Abreiſe des deutſchen 
Generalconſuls Roſen dem öſterreichiſchen Generalconſul in Belgrad 
übertragen worden. Die „Montagsrevue“ glaubt übrigens annehmen 
zu dürfen, daß der der Abreiſe des deutſchen Generalconfuls zu Grunde 
liegende Conflict in kürzeſter Friſt zuverläſſig einer befriedigenden Lö⸗ 
ſung werde entgegengeführt werden. 


Schweiz. 

Bern, 18. Febr. [Zur Peroulaz'ſchen Angelegenheit. — 
Aus Schaffhauſen.] Man ſchreibt der „K. Ztg.“: Das heutige 
Berner Intelligenzblatt bringt eine Erklärung des Regierungsſtatthalters 
von Wattenwyl, der zufolge Pfarrer Peroulaz die Schlüſſel zu der 
katholiſchen Kirche noch nicht abgeliefert, ſondern vorgezogen hat, der 
ihm für dieſen Fall geſtellten Aufforderung nachzukommen, die Gründe 
ſeiner Verweigerung der Schlüſſel in einer ſpeciellen Eingabe an den 
Regierungsrath auseinanderzuſetzen. Daß der Regierungsrath, welche 
Behörde nach dem Kirchengeſetz und dem Kirchgemeinde-Reglement in 
derartigen ſtreitigen Fällen das Recht der letzten Entſcheidung hat, die 
Gründe des Pfarrers Peroulaz anhört und ſeiner Prüfung unterwirft, 
iſt nur recht und billig. Wie man dem ultramontanen Luzerner 
„Vaterland“ von hier meldet, werden die Vaticaniſch⸗Katholiſchen, 
wenn der regierungsräthliche Entſcheid zu Gunſten der Altkatholiken 
ausfällt, ihren erſten Gottesdienſt zu Flamatt an der Freiburger Grenze 
abhalten. — Nachträglich habe ich ihren Leſern noch das Reſultat der 
zweiten Volksabſtimmung im Canton Schaffhauſen über die revidirte 
Cantonsverfaſſung mitzutheilen, welche dieſes Mal ſtatt in globo 
gruppenweiſe erfolgte. Angenommen wurde das Finanzreferendum, 
Wahl der Regierung und der Ständeräthe durch das Volk, Stimm⸗ 
zwang, facultatives Referendum und Progreſſioſteuer. Das obligato⸗ 
riſche Referendum, das Hauptziel aller reinen Demokraten, wurde ver⸗ 
worfen, wie überhaupt in der Schweiz neueſter Zeit ſich vielerorts eine 
Gegenſtrömung in dieſem Sinne kundgiebt. 


Großbritannien. 

* London, 20. Februar. [Die Zeitungen und die Be⸗ 
amten.] Es hat irrthümlicherweiſe in deutſchen Blättern neuerdings 
die Behauptung Eingang und Verbreitung gefunden, als habe die 
engliſche Regierung den Beamten in den Regterungsämtern verboten, 
für Zeitungen zu ſchreiben. Die in ſolcher Form ganz und gar un⸗ 
begründete Angabe hat ihren Auhaltspunkt in einem Erlaß des Schatz⸗ 
Amtes, der mit der Erklärung beginnt, es ſei der Regierung zur 
Kenntniß gekommen, daß in einer Anzahl Fällen Nachrichten ihren 
Weg in die Zeitungen gefunden hätten, welche amtlichen Quellen ent⸗ 
ſtammten, deren Veröffentlichung aber von den Chefs der betreffenden 
Regierung nicht genehmigt worden war. Ferner, heißt es weiter, ſei 
es Thatſache, daß verſchiedene Beamte des Civlldienſtes ſich offen 
mit der Zeitungspreſſe verbunden hätten, indem ſie Redacteurſtellen, 
ſonſtige feſte Stellen in der Redaction, oder Directorſtellen in 
einer Actlengeſellſchaft angenommen, welche ein Blatt veröffentlicht, 
daß ſich die Erörterung von Angelegenheiten des Civildienſtes haupt⸗ 
ſächlich zun Aufgabe gemacht. Unter ſolchen Umſtänden wird die Be: 
ſtimmung des Dienſtreglements in Erinnerung gebracht, daß bei Strafe 
der ſofortigen Entlaſſung ohne Genehmigung der Vorgeſetzten kein 
Amtsgeheimniß veröffentlicht werden darf. Ferner werden die Herren, 
welche in der oben angedeuteten Weiſe in offene Verbindung mit der 
Preſſe getreten ſind, zur Vorſicht gemahnt und gewarnt, da ſie ſich 
kaum der Möglichkeit entziehen können, in eine falſche Poſition zu ge⸗ 
rathen. „Cioilbeamte, welche zugleich Redacteurdienſte thun, ſetzen ſich 
nur zu leicht dem Argwohn und der Mißdeutung aus und ſie ſollen 
daher darauf aufmerkſam gemacht werden, daß fie in der Folge als 
perſönlich verantwortlich für etwaigen Bruch des Amtsgeheimniſſes 
durch die Mitarbeiter oder Correſpondenten ihres Blattes angeſehen 
werden ſollen.“ 5 

[Gladſtones Beſchäftigung.!] Letzthin wurde die Nachricht verbreitet, 
Herr Gladſtone ſei damit beihätti t, eine Gegenſchrift gegen Strauß „Lehen 
Jeſus“ zu ſchreihen. Das Organ Gladſtones, der „Daily Telegraph“, erklärt 
dieſe Nachricht für ganz unbegründet. Derſelbe ſei dabei, mit hiſtoriſchen 
Gründen die jüngſten Streitſchriften Dr. Newmanns und des Erzbiſchofs 
Manning zu beantworten. Dieſe Erwiderung, welche etwa 125 Seiten füllt, 
wird unter dem Titel „Vaticanismus“ wahrſcheinlich in nächſter Woche ver⸗ 
öffentlicht werden. 

[Zur Arbeiterſperre.] In Merthyr hat geſtern eine Conferenz von 
Geistlichen und Laien verſchiedener Bekenntniſſe ſtattgefunden, um, jo viel in 
ihren Kräften ſteht, eine baldige Schlichtung des Streites zwiſchen Beſitzern 
und Arbeitern herbeizuführen. Perſonen, welche direct an der Arbeiterſperre 
activ oder paſſiv betheiligt ſind, werden gebeten, davon zu bleiben, um wo⸗ 
möglich ein unbeeinflußtes Reſultat zu erzielen. Es wurde nach lebhafter 


Erörterung eine Refolution gefaßt, in welcher die Grubenbeſitzer aufgefordert 
werden, da Tauſende von Leuten wieder arbeiten wollen, im Namen der 
Chriſtlichkeit wie Menſchlichkeit dieſe zu beſchäftigen. 

[Nach Siam.] Den Herren, welche zur Beobachtung der Sonnenfin⸗ 
ſterniß nach Siam ſich begeben, iſt von der Regierung das Kriegsſchiff, Cha⸗ 
rybdis“ in Singapore zur Dispoſition geſtellt worden. Dieſes wird die Aſtro⸗ 
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ch Varga beförberk und dort während ihre 


bedeutenden 1 1 
aber ganz allein die Ko 
oder ihnen mitführen darf. 


Provinzial-Beitung. 


* Breslau, 22. Februar. [Schwurgericht.] (Beginn der 2. Sitzungs⸗ 
Periode pro 1875.) on den bier heutigen Verhandlungen war nur die 
folgende intereſſant: Am 25. Februar hatte ſich die Angeklagte, Dienſtmagd 12 
Pauline Ude aus Bogenau, mit dem Schafjungen des dortigen Dominiums, 
Gottlieb a chke, fete indem ſie ſeine Jacke zuſammendrehte und mit 
der Miſtgabel hineinſtieß, worauf dieſer fie verfolgte und ihr die Jacke um 
den Kopf fung Die Ucke verwundete hierbei den Woſchke mit der Gabel 
in den linken Unterſchenkel. Nach einigen Tagen ſpürte Woſchke, daß das 
Bein anſchwoll und ſchmerzte, und nachdem er noch einige Tage nach wie 
vor in die Arbeit gegangen, wurde ihm der Hals ſteif und bald verbreitete 
ſich eine krampfartige Steifheit über ſeinen ganzen Körper. Die Zähne waren 
feſt geſchloſſen, ſo daß ihm nur mit Mühe etwas Suppe in den Mund gebracht 
werden konnte. Am 8. März wurde er angekleidet und aus der Behauſung des 1 
Schäfers zu Bogenau zu ſeinen Eltern nach Jackſchenau gebracht. DieTemperatur 
war ſehr rauh, und der Kranke lag auf Stroh in einem Kaſtenwagen, nur 
mit einem Tuche bedeckt. Bereits in der Nacht zu 11. März ſtarb er. — 
Die gerichtlichen Sachverſtändigen erklärten auf Grund der vorge⸗ 
nommenen Legalſection, daß der Tod in Folge von Wundſtarrkrampf, der 
durch den Stich mit der Miſtgabel in den linken Unterſchenkel erzeugt worden, 
eingetreten ſei. Indeß konnten ſie heute die Möglichkeit, daß eine Erkältung 
beim Trausport mit zur Herheiführung des Todes beigetragen, nicht aus⸗ 
ſchließen, und gaben an, daß bei richtiger Behandlung die Heilung nicht 
ausgeblieben wäre. — Der Herr Rechtsanwalt Zenker als Vertheidiger 
plaidirte da die Angeklagte die Vorſätzlichkeit der Verletzung in Abrede tele & 
und dieſelbe auch nicht erwieſen wurde, für Nichtſchuldig und ſtellte die Frage, 40 
ob Nothwehr vorliege. Der erſte Staatsanwalt, Herr v. Roſenberg, ſtellte 800 
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die eventuelle Frage wegen fahrläſſiger * Die Schuldfragen wurden ö 


von den Geſchworenen verneint und die Angeklagte freigeſprochen. 


Angekommen: Se. Durchlaucht Prinz Carl zu Hohenlohe⸗ i 
fingen aus Lublinitz. (Fr A 

„ [Dementi.] Die hieſige „Schleſ. Volksztg.“ erklärt nach 
Erkundigungen, die ſie an maßgebender Stelle eingezogen hat, die 99 
Nachricht der wiener „Preſſe“, daß der intellectuelle Urheber der jüng⸗ 5 
ſten Collectiv⸗Erklärung des deutſchen Epiſkopats der Fürſtbiſchof A 
von Breslau fe — für erdichtet. Der Herr Fürſtbiſchof habe weden 
zu jener Erklärung Veranlaſſung gegeben, noch fe der Biſchof von 
Paderborn mit der Abfaſſung des Schriftſtückes betraut worden. 

[Geburten und Mortalität.] Im Laufe der letztverfloſſenen Woche 
find hierorts polizeilich angemeldet worden: Als geboren 94 Kinder männ⸗ 
lichen und 91 Kinder weiblichen Geſchlechts, zuſammen 185 Kinder, wovon i 


Ingek 
dbl.) 


26 außerehelich; als geſtorben 67 männliche und 65 weibliche, zuſammen 
132 Perſonen incl. 4 todtgeborener Kinder. 


5 Hirſchberg, 22. Febr. [Pfarrer Harnau. — Unglücksfall. 
Der neue Pfarrer der hieſigen altkatholiſchen Gemeinde, Herr Harnau aus 
Bonn, deſſen Amts⸗Einführung durch Herrn Profeſſor Dr. Weber aus 
Breslau künftigen Sonntag ſtattfindet, traf, von Breslau kommend, bereits 
heute hier ein. — Geſtern fand in der Elsner ſchen Brettſchneidemühle zu 
Maiwaldau ein Lehrling dadurch, daß er in das Gewerk der Mühle gerieth, 
ſofort ſeinen Tod. 


Berlin, 22. Februar. Der geſtrige Privatverkehr wies nur ein ſehr ” 
ſtilles Geſchäft bei unveränderten Fomtſen auf: Creditactien 402,00 bez. und j 


Br., Franzoſen 531,50 bez. und Br., Galizier 105,25, Lombarden 239,00, 
Nordweſtbahn 273.00 Gd., Papierrente 64,9) Br. 1860er Looſe 116,30 a 
116,60, Bergiſch⸗Märk. Bahn 79,00 Gd., Köln⸗Minden 108,75 et a 108,50 
bez. und Gd., Rheiniſche 117,25 bez. und Br., Italiener 70,10 ult., 69,90 
pr. März, Türken 43,20 a 43,25 ult., 43,00 pr. März, Rumänier 34,80 
Darmſtädter Bank 143,00, Disconto⸗Commandit 158,25 a 158,00, Dortmun⸗ 
der Union 25,25 a 25,00, Laurahütte 118,50, Chemnitz⸗Aue 37,50 Gd. 

Still blieb auch heute der Verkehr, aber es zeigte ſich auch 
die Börſe fern von jeder Beunruhigung und konnte daher eine 
ziemlich feſte Phyſtognomie zum Ausdruck bringen. Die Courſe der 
bon den auswärtigen Börſen abhängigen Speculationswerthe vermochten 
zum Theil ſogar eine geringe Steigerung durchzuſetzen und dieſelbe 
auch bis zum Schluſſe zu behaupten, wenn ſchon ſie gerade nicht mit 
höchſter Notiz ſchließen. Die einheimiſchen Speculations⸗Effecten was 
ren vorzugsweiſe matt. Die Liquidation nimmt einigermaßen die Auf⸗ 
merkſamkeit der Börſe in Anſpruch und beeinträchtigt dieſer Umſtand 
die Actionsfähigkeit ganz beſonders. Die Deports ſtellen ſich nicht 
gem billig. Es bedangen Deport Credit 1½ —1 4 M., Franzoſen 1— 1, 10 

ark, Lombarden 0,80 M., Discont⸗Command. 7 ./, Laura Y—%, Dort⸗ 
munder Union %, Köln⸗Mindener %, Bergiſche 1 6, Nheiniihe gingen 
glatt auf. Geld zeigt ſich aber flüſſig und bedingt für Ultimozwecke 4. 
Am offenen Markte ſind feinſte Briefe zu 27% — 5 N ae Oeſterr. Credits 
Actien waren recht feſt und wurden auch ziemlich lebhaft gehandelt, auch 
Oeſterreich. Staatsbahn hat leidlich guten Verkehr aufzuweiſen, Lombarden 
blieben dagegen fait ganz geſchäftslos. Galizier waren matt und offerirt, 
Oeſterreich. Nordweſtbahn behaupteten ſich beſſer, andere öſterreichiſche Bah⸗ 
nen fanden keine oder doch nur geringe Beachtung. Disconto Comm. 157, 
ult. 158—57, Dortmunder Union 24%, ult.25-5% — 24%, Laurabütte 116%, 
ult. 1184 —16%. Auswärtige Staatsanleihen zeigten ſich etwas beſſer. 
Oeſterr. Renten behaupteten ſich gut, 60er Loofe zogen etwas an, ebenſo 
notiren Italiener und Türken höher, Amerikaner feſt, desgleichen Ruſſiſcghe 
Werthe, die auch ziemlich lebhaft umgingen; von Letzteren zeichneten ſich 
namentlich Bahnen durch regen Verkehr und höhere Courſe aus. Preußiſche 
und andere deutſche Staatspapiere feſt, doch unbelebt, Neue Badische 
4% Anleihe 98 bezahlt. Das Prioritäten ⸗ Geſchäft zeigt ſich ange⸗ 5 
nehm geſtimmt. Die einheimiſchen Deviſen waren recht feſt und ließen 
auch eine gewiſſe Regſamkeit nicht gerade vermiſſen, beſonders waren Ber⸗ 
giſche 34 proc. Lit. C. begehrt, und ftüßte ſich die Beliebtheit hierfür auf 
die recht befriedigende Januar⸗Einnahme der Ruhr⸗Siegbahn. Mehltheuer⸗ 
Weida ging zu beſſerer Notiz in Poſten um, Ungariſche Oſtbahn (Staats) 
Obligat. 65,30. Galizier gefragt, auch Livorno belebt, Kaſchau⸗Oderbergen 
nachlaſſend. Auf dem Eiſenbahnactienmarkte ermattete die Haltung für die 
ſchweren . e etwas, die rheiniſch⸗weſtfäliſchen Deviſen nachgehend, Ober⸗ 
ſchleſiſche u. Görlitzer wenig feſt, Halberſtädter u. Potsd belebt, Rheiniſche B. 
ſteigend, Rumänen gut behauptet, Grajewo, Rotterd., Berl. Nordb., Naheb. u. 
Oſtpreuß. Südb. lebhaft. Bankactien feſt, aber ſtill, Berl. Bankverein ſteigend, 
Deuiſche Bank feſt, Luxemb. Bank rege, Mecklenb. Hypothekenb., Centralbank 
für Induſtrie, Braunſchweiger Bank niedriger, Induſtriepapiere ohne Leben, 
Omnibus und große Pferdebahn nachgebend, Weſtend zwar um eine lee 
nigkeit ‚höher, 1 offerirt, Union Webers matt, Lincke (Breslauer 
Waggon), Schmidt Wagenbau und Norddeutſche Eiſenbahnbed. gut beachtet, 
Montanwerthe ſtill. Um 2% Uhr: Credit 402, Franz, 532,50, Lombarden 
239,50, Disconto⸗Comm. 156, Dortm. Union 24, Laurahütte 116,25, Matt. 


Berlin, 22. Februar. [Berliner Vieh 8 51 Es ſtanden zum Ber: 
kauf: 2771 Rinder, 8128 Schweine, 1299 Kälber, 6619 Hammel. * 
Der heutige Auftrieb war, mit Ausnahme der Kälber, die indeß aucß 
noch in zu großer Anzahl am Platze waren, noch ſtärker ausgefallen, als vor 
8 Tagen, die Preiſe erfuhren daher nicht nur keine Steigerung, ſondern es 
reichten, ſpeciell für Schweine und Hammel, nicht einmal die Höhe, die ſie 
damals innehatten. Be 

Bei Rindern verlief das Geſchäft ſehr langſam und es wurde bezahlt: 
für 1. Waare 52--54, für II. 42—45 und für III. 36—39 Mark per 100. 
Pfd. Schlachtgewicht. 80 a 

Schweine kamen nicht über 52—54 Mark per 100 Pfund S hladtgewicht 
hinaus. 

Kälber erzielten nur ganz geringe Mittelpreiſe. 

Der Auftrieb von Hammeln war um mehr als 2000 Stück ſtärker, als 
am verfloſſenen Montage und wennſchon hier der Begehr, ſpeciell für den 
Export, ziemlich rege war, mußten die Verkäufer ſich doch einen kleinen 
Rückgang in den Preiſen gefallen laſſen. Gute Waare wurde mit 23—25, 
mittlere mit ca. 18 Mark per 45 Pfd. bezahlt. 

Köln, 22. Febr. [Die Betriebseinnahmen der Köln⸗ Mindener 
Eifenbahn] a im Monat Januar cr. ein Plus von 409,261 Mark 
gegen den entſprechenden Zeitraum des Vorjahres. 94 


* 
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Berliner Börse vom 22. Februar 1875. 


Berſalles, 22. Februar, Abende. Die, Nationalverfammtung Cine. Ründigumgßpreis — Rn alt bed! 

nahm mit 422 gegen 261 Stimmen den erſten Artikel des Geſetzent⸗ BE 2760 900 Ahn. ber, Pr e e 265 ee 

wurfs Wallon an, worauf die Sitzung aufgehoben wurde. pril — Nchmk. bez., April⸗Mai — Rchmk. Ber pr. Juni — 
E 


ee f „,£'senbahn- Stamm -Aotion. Nom, 22. Februar. Die Kammer nahm das Budget des Mi- Ban pi Se be 27 Amt, Gd. Gekündigt — Bene 
2 ivid. pro — 
rr um am ac ne eb | Ba 100 On gt Da, 82 Rt dpa 

Frankf. a M. 180 l. 4 M. 4 — — Berta aal 116 | f Isa) ma gets des Finanzminiſteriums ein. nghe ndigt die Vorlage pr. Januar⸗Fehruar 58,9 Nhmt. bez., pr. Februar⸗März 58,9 Achmk. bez., 

Leipzig 100 Kur. 8 T. 4% — — do. Dresden 8 8 2 bad wegen des definitiven Budgets für 1875 an; er werde dann auch die pr. März⸗April 58,6—58,8 Nchmk. bez., pr. April⸗Mai 59 „259,4 Nchm 
r 5 55 „ Fein Hauber s E 18 18860 dc Pläne wegen Aufhörens des Zwangs⸗Courſes der Kammer bekannt- bez., pr. Mal, Juni 59,1—59,3 Rchmk. bez, pr. Ka 59,860 Nchml. 

Wee 1008 . 3 1.5 Berl. Nordbahn 0 10,70 das geben. Die Bierſteuer⸗ und Alcoholſteuer⸗Geſetze können nicht abge⸗ Her be Juli⸗Au geh "60,961 Rchmk. dez. Auguſt⸗September 61,2 
Warschau 2 87. Berl-Postd.-Magd, 4 = 78,50 b ändert d A be 80 der B d Rchmk. bez., pr. eptember⸗October — Ruml. eh — Gekündiat 10,000 
e e ee e e e ef e bei . ee 

Breslau-Freib. 8 Fr 86.25 bz erationen nne nur in den u rungs⸗Vor en eine ende⸗ — [on 
„do. neue 5 5 „ rung eintreten. Der Senat ſetzte die Berathung über die Todes: Breslau, 23. Febr., 9 Uhr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am beu⸗ 
En 85 und Geld-Course. er A Ra en ſrafe fort. Ieb bung ee e war von keiner Bedeutung, bei mäßigen Bee und unver⸗ 
eiw, taats - Anleihejd% — — Cuxh 7 Eisenb. .| 6 6 N fi 13 en reif en. 
Bean. A, AH 0 p. Dux-BodenbachB] 0 0 5 5 Kopenhagen, 22. Februar. Nach einer aus China hier einge: Weizen ‚bar gut verfäuflih, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 15. bis 

40 dekige. 4 99.50 ba r eee a 19480449 ba gangenen Mittheilung an die „Nordiſche Telegraphen⸗Geſellſchaft“ ift| 17,20 — 19,40 Mark, gelber 15 — 16,70— 17,70 Mark, feinfte Sorte über 
Staats-Schuldscheine. 3½ 91,90 bz Hvar 'ie 2050 b die Landleitung von Foochow bis Amoy von den Anwohnern zerſtoͤrt] Notiz bezahlt. | 
Bei hi aid V 53,60 3˙ fund das vorgefundene Material vernichtet worden. Das Perſonal der Roggen, feine Qualitäten 1 pr. 100 Kilogr. 13,7015 bis 
2 Berliner . 46 ba i Ee. [9 | — ja : Geſelſchaft blieb undebelligt 15,60 Mark, feinſte Sorte über Notiz besablt. 

) Pommersche 3 87,75 0 Mack Posener d 1a 2460 ba A Gerſte, feine Qualitäten mehr beachtet, per 100 Kilogr. 13,50—15 Mark, 

j Posensche ..... 4°| 95 b26 Magdeb, -Halberst] 6 2 80 ech Trieſt, 22. Febr. Der Lloyddampfer „Achille“ iſt mit der oſtindiſchen weiße 15,20 bis 16,30 Mark. 

Schlesische. .. . 3½ 86,758 Magdeb. Leipzig 14 — 206,50 bz We 5 22 Nachmittag 3 Uhr aus Alexandrien hier eingetroffen. Hafer ſchwach beachtet 100 Kilogr. 15—15,70 bis 17,20 Mark, 
„ Kur- u. Neumärk. . 4 88 B d Li u after wa eachtet, per gr. 1 
eee e o, Lit, h. 4 92,75 ba Plymouth, 22. Februar. Der Dampfer „Klopſtock“ von der Adlerlinie feinfter über Notiz. 

# Posensche, .. =R 4 9035 5 1 = 3 iſt heute hier eingetroffen. Mals unverändert, per 100 Riloge. 14—14,50 Marl. 

Fastfal. u. Lb r Oberschl, A. C. D.13 = 141 520 Erbſen ſtark bot 100 0 Rilo . 18-1921 Mark. 

Westfal. u. Kheit 98 b NK rbjen ſtark angeboten, per Uogr. a 
eee 2 — 52 enn 0 Aelegrappiſe 1 Ae Bohnen mehr offerirt, per 100 Kilogr. 21—21,75—22,50 Mark. | 
EL Schlesische‘ „> 2.14 2690 b gester Fr. St if ji | — ja fai ba N. Lupinen angeboten, pr. 100 Kilogr. gelbe 14 — 15,25 Mark, blaue 
eee Gent. Ad 5 22828 ba Frankfurt a. 50 Februar, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 13,5015 Mark. 

Cöln-Mind.Prämiensch. 3% |108,80 etbaB | Ostpreuss. Stab- 0 10 be boneſee] Sondoner Wechfel 205, 30. Barifer do. 81, 60. Wiener do. 181, 8 Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 17—18—20 Mark. 
"a p Südb,. 41,90 
* Bechtle C. V. abn. 6 108,50 das | Böhmiſche Weſtb. 167%. Cliſabeihbahn 164. Galizier 209. Franzoſen“) Oelſaaten in ruhiger Haltung. 
Kurh. 40 Thir.-Loose 238,75 bad Reichenberg-Pard 15 4 (4½% 67,75 ba 266. Lombarden *) 119. Nordweſtbahn 137. Silberrente 69%. Papier- Schlaglein mehr offerirt. 
, . 1882 Ber 100 Kilogramm netto in Mast und Pf, 
Oldenburger Loose 192,30 bat Rumäu.Eisenbahn! 5 x 3460 b 99. 1860er Looſe 117. 1864er Coofe 313, 20. Greditaclien*) 201%. Bank⸗ Schlag⸗Leinſaat . 26 75 22 
— NR — Schwelz Westbahn 18% | — 15.60 ba actien 876%. Darmſt. Bank 143%. Brüſſeler Bank 103%. Berliner Winterraps 25 30 24 20 23 20 
ee enn Bankverein 8IY. Frankfurter Bankverein 82%. do. Wechslerbank 87. Winterrübſen 24 70 23 90 22 80 
Ducaten — — Oest. Bkn. 183,20 bz | Thüringer. — ll bzB 2 5 ; nterrübjen 
A bee e,. 1050 be | Wacken Wg lt | — 14 e Heſterr deutſche Gant 85 4. Meininger Van 90. Hahn ſche Effectenb. 112%. Sommerrübſen 24 75 23 25 22 50 
Napoleons 16,35 @ do. %-Guld. — — Prov.⸗Disc. ⸗Geſellſchaft 80%. Continental 85%. Heſſ. Ludwigsbahn 118%. Leindotter 23 75 22 25 21 75 | 
re N ie 28390 ba Eisenbahn- Stamm-Prioritäts-Actien. Oberheſſen 73%. Raab⸗Grazer 84%. Ungar. Staatsloofe —, —. do. Schah⸗ Rapskuchen gut verkäuflich, pr. 50 Kilogr. 8—8,20 Mark. 
a Berlin. Lordbahnſs 6 6 18 b anweiſungen gl 93%. do. Schazanw. neue 911. Oregon Eifenb. —. Leinkuchen mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 910,80—11 Mark. 
Breslau Warschau ⁵ 0 s 38 B Rockford do. 12%. Kleeſamen, gut verkäuflich, rother matter, pr. 50 Kilogr. 46—50 bis 
Hypotheken-Certigoate. Hannover-äitenb | 0 ( f 0 K 0 Dee Medi Tefn, pe per ultimo. 53,50 Mark, weißer mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 56—60— I Mart, boch⸗ 
p’schePartial Obl. 5 102,50 bz ten 8. 9 22 . entral⸗Pacific 8 2 über Notiz. 
al rin Pr 5 47 1035 85 aärkisch Posener! 0: . 16 | 80 2 feſt, zum Salz etwas abgeſchwächt. Oeſterreichiſche Bahnen Tbymothes mehr offerirt, pr. 50 Kilogr. 28—31,50—35 Mark. 
Kündbr. Cent-Bod, Cr. 4100,40 bz Magdeb.-Halberst, 31% | 3% 3%] 67 bz Mehl in matter Haltung, pr. In Kilogr. Weizen fein 26,25 bis 
Uukünd. do. Faid 5 102,00 bz ee N Nach Soluß der Börſe: Creditactien 201%, Franzoſen 266%, Lom 26,75 Mark, Roggen fein 25—26 Mark, Hausbacken 23,50 —24 Mart, Rog⸗ 
n 4.900 ba Pomm. Centralb. 0 0 ff.. 595 b barden 119 gen⸗Futtermehl 12,25—12,75 Mark, Weizenkleie 9,25—9,50 Mark. 
Ve NN Bd. rd. B. 10.80 bz Rechte O.-U.-Babn 2 - 6 11025 6 Hamburg g, 21. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger r 

do. III. Em. do.ſs 101 bz er Staats⸗Prämien⸗Anleihe 111%. Silberrente 69 76. Oeſterreich. Credit⸗Actien [Die „Zeitſchrift für Gewerbe, Handel und A haft, Organ 
e e 10188 ba 3 ů— [Doz. do. 1860er Looſe 116%. Nordweſtbahn —. Ftanzoſen 664. des Sberſchleſiſchen Berg, und "Hüttenmännifchen] Bereins J redigirt 
e pe Briefes 10 80 2 r Lombarden 297. Italieniſche Rente 70. Vereinsbank 123%. Laura] pon Dr. Ad. Frantz zu Beuthen 0855 enthält in ihrer Nr. 8 vom 20. gr - 
Goth. Präm.-Pf, I. Em. 5 |109 ba AngloDeutsche Ef 0 — 4 46 bz ütte 116. Commerzbank 82%, dio. II. Em. —. Nordd. Bank 1434. Geſetzgebung, Verwaltung (Bantgefeb (8 33—4ʃ), zur Eifenbahn: arife 
15 57 Pte babral10% 10 80 bee . 92 5 „ | 3190 da rovinzial⸗Disconto⸗Bank —. Anglo⸗deutſche Bank 4574. do. neue 67 .] Reform, Reglement für die Verſendung von Sprengmitteln, namentlich Schieß⸗ 
d, 4%, do. do. m. 140.4 97.25 b | Berl. Kasgen-Ver-J 29 101% |4 230 0 Däniſche Landmannbank e 8 — Wiener Union⸗ pulver, Staatsbeamte als Verwaltungsbeamte ꝛc., von Actien⸗ ꝛc. Geſell⸗ 
Meininger bräm.-Pfd, 165 103, % baG. Berl. Handels-Ges.| 61 n Bank —. 64er Ruſſ. Präm. Anleihe —. 66er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe —. ſchaften). Ein Beitrag zur Reform des Eiſenbahnweſens. — Production, 
. 3 5 — * BOB CHE a rt, [Amerikaner de 1882 9374. Köln⸗ Mindner Stammsllctien 107 % . Abeiniſche Handel, Verkehr (Oberſch Een ank für Handel und Induſtrie, Beuthen s 
id. Bd. Cr. Ges 88,10 b. Brel. Die-Bank| 2% | — 88 b | Cilenbahn Stamm⸗ -Achen 117%. Bergiſch⸗Märk. St.⸗A. 78%. Disconto Boftverkehr, Eiſen⸗ und Stahlgewinnung des Deutſchen Reichs, aus Frank 
—— Bi 1010 6 Been Aale n 9 n 2% pCt. Sm * 11 2 ; reich, aus Rußland, aus Großbritannien). — Literatur. — Deutſcher Arbeiter 
g ed en f Frese: | = , Leride ſeſts Rogen fans fal, anf Jerome fe Aten Ineo dg af , — Berein 
— — Ca 1 lad u. 0 Be e 1000 Kilo Sg 184 Br. g 182 Gd., per April⸗ Mai 1000 Kilo netto Dune Fil 2 7 5 ae e ral⸗V 5. — N ee 

entra, . 7 * 

D Hand. .| 4 z 4170556 182 Br., 181 Go., per Mai: uni 1000 Kilo netto 183 Br., 182 Gd. 90 4 een ene neee 
Dest, StIb 5 is ® 3 69,50 ban — 85 In 6 4 bes per Juni⸗Juli 1000 Kilo netto 185 Br., 184 Gd. Roggen per Februar 

20. Papierreute . 4 65 bag Darmat. Greditbkj10 | i 366 va 1009, Kilo netto 150 Ir, 148 Gd, per April-Mai 1000 Kilo netto 144% Br., Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts - 
do, der Präm.-Ani. 4 113 6 Darmst. Zettelbk.| 7½0 — |4 102,10 8 143½ Gd., per Mai⸗ Juni 1000 Kilo netto 143 Br., 142 Gd., pr. uni Juli Sternwarte zu Breslau. 

&0, Lou-anl, . g dec bap | eusche Bank» 18 | 800% % 1000 Kilo netto 142 Br., 141 Gd. Hafer ftill. Gerfte jtill. Nüböl feſt, 8 

46. Ger Ltosg. : 31400 an | DeutseheUnionsb| 1 = f 172° pa loco und per Februar 5644, per Mai per 200 Pfd. 56. Spiritus Kit, per Februar 22. 23. Nachm. 2 U. | Abos. 10 U. | Mor 
Russ, Präm.-Anl. v. 64/5 171,16 bz Dise.-Com.-A. . . 4 De 8 44%, per April: Mat und per Mai⸗Juni 40 1 uk: li per! Lu u 2 e 335% 70 335% 52 334 62 
4%, 54 Ceed n 113,89 des ene ended Bi. * 2 Liter 100 pCt. 457. Kaffee jede feſt, Umfatz 3000 Sack. Petroleum] Luftwärme -.........- — 3% — 699 — 81 
A 9900 458 n Z 1 63 50 ba fel, Standard white, loco 12, 90 Br., 12, 70 Go., per Februar 12, 80 Gb., Punſtoruc e 1706 0⁴¹]1 0⁰¼/8 
Foln. Plandbr. III. Km.! | 83,30 G Goth.Grundcred.B| 8 n 5 Februar: März 12, 60 Gb., per August December 12, 90 Gd. — Wetter: ee 7 76 pCt. 78 pCt. 85 pCt. 
Toln. . 0 1 43 1 x Hain ; N 47 11% N Fa br a O. 1 O. 1 O. 1 

r , SEE Ba eins 2 Tue elite 2 

= 5 — 2 ; 

Frenaösta.de Ba: 1 2 ae ER WER %, tbeurer. Tagesimport 8000 Ballen, amerikaniſche. Breslau, 23. Febr. [Waſſ Reel R 88 Cm. U.⸗P. — M. 20 Em. 
— Tabu Gbr 2040 lb Leip. Cred.- Aust. 9% 9% [4 [14350 B Liverpool, 21. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) s 
Basb-Graser e ‚0 5 N 0. 2 51% lo Umfas 2 10 1000 Bo . a e ne 2 ER KR Ne [Juſtiz⸗Miniſterialblatt.] Perſonal⸗Veränderungen: Dem Ober: 

de end zl “0 12 eee, a . 15 = ja [080 0 ER Für Surats beſſere Frage. Verſchiffungen % theurer bei gutem An Tribunals⸗RAath Dr. me l iR ie 95 och die ac sus m 
K 8.5% 8t.-Eisenb.-Anl. ba‘ N ’ « räſiden 
e Dieb Sa ala DIR zum Bräfbenten Deb Mppelatonsgerieis 
che 10 Thir-Loore 38,30 baG ee N middling fair Dhollerad 445 Moa mivdling hollerah 4%, middl. Dhollerah ber S It Neſſel in Königsberg i. Pr. 
Turken- Loose 100 K Oest, Crod-Actien| 5% | — |4 40850 ba 4, fair Bengal 4%, fair Broach 5% new fair Domra 5%, god fair in Halbes ind der Ober⸗Staatsanwalt Neſſel in Königsberg 
tdeutsche Bank] 4 6 4 | 11,75 ba 54 5, DU 8 ir & 64 ir zum Vice⸗Präſidenten des Appellationsgerichts in Frankfurt a. d. O. ernannt. 
Ostdeutsche Bank Domra 576, fair Madras fair Pernam 8%, fair Smyrna 6%, fair 2 ts Rath John in Bromberg ift in gleicher Gigenfchaft 

Eisenbahn-Prioritäts-Aotien, | Ostd-Produet-Bk.| 0 el. 135 9 an Egyptian 87. . er Appellationsgeri ath John in 9 9 9 
BosnerProv. Bank| 7% 071200 e Y 22. Febr., N Getreid kt.] SSchlußbericht.)] an das Appellationsgericht in Breslau verſetzt. Der Kreisgerichts⸗Rath 
Berg- Mark, Serie IL. „At, 99,90. B Preuss. Bank-Act,|20 — 44,[182,75 ba mſterdam, Febr., Nachm. [Getreidemar (Schlußbericht.) 5 Lt Bea iR Rath bei dem Appellationsgericht in Brom 
do, III v. S. 3½ g. 3 84,30 ba Pr.-Bod.-Cr.-Act.B,| 0 — A 1074 bs Weizen loco geſchäftslos pr. März 255, pr. Mai 259. Roggen loco höher, Hempel in 95 erg iſt zum Rath bei dem Appellationsgericht in Brom 
do. do. 1.4% 98 U Pr- Cent.-Hod.-Cr. 9% | — |4 1s b per März 181% per Mai 179%, per Oetober 1801 14. Raps pr » Srübjaht berg ernannt. Dem Kreisgerichts⸗Rath Löwe in Ohlau ıft die Function 
do. Hess. Nordbabulö 103,50 ba Sächs.B 60 % J. 8. 12 [10% 4 |118,90 be 348, 864 Fl. böl “loco 32 Mai 2 bit 347. des Abtheilungs⸗ 0 1 bei dem Kreisgericht daſelbſt übertragen. Der 

Beige. 2. 6 104,25 6 Sächs. Ored.-Bank| “ s 480, 6 per Herbſt 364 Fl. Rüböl loco 32%, per Mai 32%, Re ſt 34%. 6 kr M N 

r 4½ 97.90 B Schl. Bank, - Ver.] 6 — a 11030 b „ Wetter: Kalt. erichts⸗Aſſeſſor Muhl iſt zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in ortorf 
N Breslau.Freib, Lite b. 4% 98.50 B Schl. Centralbank| 8 — la. | 59" bz Antwerpen, 22. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Getreide- und der Gerichts⸗Aſſeſſor Lütje zum Amtsrichter bei dem Amtsgericht in 

6 an 45 ir ne a M a Ta Se reed n Schlußbercht) Weizen feſt, däniſcher 25%. Roggen matt, Gettorf ernannt. Der Gerichts, Alfelor Saſſen iſt zum ie Pe 
don, Minden . rt Weimar, Bank . 8 — 4] 87,78 ba Odeſſa 174. Hafer unverändert. Gerſte behauptet, franzöſiſche 2344. dem Friedensgericht in Rhaunen ernannt. Dem . 

45 5 0 9 95 Wiener Unionsb.| ö. K lies B utwerpen, 22. Februar, Nachmittags 4 Uhr 30 Min. [Petroleum⸗[warka in Lobſens ift die Entlaſſung aus dem Juſtizdienſte mit Benfion 

0. .... ” 2 


5 ar kt.] 0 ene Naffinirtes, Tune weiß, loco 30% bez. und Br., ertheilt. Dem Kreigrichter Stock in Darkehmen iſt behufs feines Uebertritts 


Boran, Gaben. , | 9430 ebruar 30 bey. u. Br. per März 1. 0 15 0 u. Br., per September zur Staats⸗Eiſenbahn⸗Verwaltung die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem 


(In Liquidation.) 


lungs⸗Dirigent Fritſch in Lauban, der Kreisrichter Salamonski in 


Halle-Sorau-Guben . 694,30 baG ; SS 
Bar [man SEE 10 Bean A) Celine) Siaman note |Nr Arkeeiiän Eehnsr m. Srnn,  Anisriaueh 
. b. I. Ser 98 . 3 5 remen, 22. 5 war. [Petroleum u eri andard mbile ’ 

ern TI 96,50 B . er 12% u. x 905 be loco 12 Mk. 40 P Volkmer in Freiburg in Schleſien, der Kreisgerichts⸗ gi und Abtheis 


do, do. Obl.Lu.JL.4 | 97,50 @ 3 6 
do. do. III. Ser. 44 96,75 B Br, Pr.-Wechsl.-B. 0 


Centralb. f. Genos.! D Berlin, 27. Februar. [Productenbericht.] Die Stimmung für Rog⸗ Kempen und der Kreisrichter Buttel in Pleſchen ſind geſtorben. Der 


. 79 nase: Nräschl, Cassenv. 0 — fr. 1.8 bz Schl twas ab . 
N 9 gen war wiederum recht feſt ſchwächte ſich zwar zum Schluſſe etwas ab, Staatsanwalt Schulze in Pleß iſt in gleicher Eigenſchaft an die Kreis⸗ 
i 4% 9250 0 Be | — Im | 8278.02 dennoch blieb noch “m. mäßiger Fortſchritt gegen Sonnabend beſtehen. — gerichte in Colberg, und Belgard, mit Inmeifung feines Wohnfihes in 
do, 5 . 4192,78 G Prov.-Wechsl.-Bk.! 0 N | 976 Roggenmehl feſt. — Weizen bracht te ebenfalls etwas beſſere Preiſe, ermattete | Colberg, verſetzt er Kreisrichter Block in Wollin iſt zum Rechtsanwalt 
. Ver-Br. Quistorp| 0 13850 ſcchließlich wieder. — Hafer Ioco etwas beſſer zu verwerthen; Termine ſehr bei dem Kreisgericht in Schwetz und zugleich zum Notar im Departement des 
do RE 10 99,60 8 feit und höher. — Rüböl bei lebhafterem Umſatz merklich beſſer bezahlt — Appellationsgerichts zu Marienwerder, mit Anweiſung ſeines anal = 
ar II. 4 er 8 . „„Industrie-Papiere: Ido b Spiritus feſt und etwas böber. Neuenburg, ernannt. Der Kreisrichter Holdheim in Ortelsburg iſt 
5 g * ex 37» Weizen loco 162—198 Nchmk. pro 1000 Kilogr. Nis Qualitat aher, Advocaten im Bezirk des Appellationsgerichts in 1 a. M., mit 
do. von 1874. 45 98,75 8 D. Eisenbahn. G, 27 ba ber pr. 5 e, Februar — Achmk. bez., pr. Febeuar⸗März — Achmk. bez., weiſung Kar 1 daſelbſt, ernannt. Dem Rechtsanwalt und 1 9 
A0, Brieg. Neisse 4% 98,75 G do. Reichs- u. Co. pr. April⸗Mai 17974 —179— 179% Rchmk. bez., pr. Mai- Jun 181— 181% Juſtizrath Miſch in Greifenhagen ift die nachgeſuchte Entlaſſung aus dem 


Märk., Sch. Masch, G. 
Nordd. Papierfahr. 
Westend, Com. -G. 


do. Cosel-O derb. 4 93, 25 

do. do. 5 1104 B 

do,Stargärd-Posen,|4 | 9 B 
do. do. IL Em. 4½ — — 


Rchmk. bez., pr. Juni⸗ Juli 183 21837 V Rehmk. bez, per Juli⸗Auguſt 184 Juſtizdienſte ertheilt. Dem Notar Klein in Obercaſſel iſt bei ſeinem Aus⸗ 
185 Rchmk. bez., pr. November⸗Decembder — Achmk. bez. — Gekundig — ſcheiden aus dem Dienſt der Charakter als Juſtizrath verliehen. Zu Aſſeſſoren 
Etur. Kündigungs preis — Rchmk. — Roggen pro 1000 Kilo. loco 133— 175 ernannt die Referendarien Grabau im Bezirk des Appellations 9 


PREREFE 
* 
8 
D 


25 


IT 


4 
19,70 etbzB 


* 
„ 
do. von 1813. Berl-Eisenb.-Bd.A. 
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